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Liebe Leserinnen und Leser 


diese Ausgabe steht im Zeichen des bevorstehenden 18. März - 
dem Tag der polifischen Gefangenen. Neben dem diesjährigen 
Aufruf des Nerzwerbs Freiheit Für alle polifischen Gefangenen 
veröffentlichen wir auch ein Interview mit dem Netzwerk zum 
geplanten Vernerzungskongress. Wir hoffen, dass der Hon- 
gress auf Anklang stoßen wird und die Zielsetzung nicht ver- 
Fehlr wird - deswegen bereiligr euchl 


Ein besonderen Aufruf hierzu möchten wir an dieser Stelle noch- 
mals an die Gefangenen starren: Schriebt uns was ihr von der Idee 
halter, wo ihr die Notwendigkeit seht oder was euch sonst noch 
wichtig ist. Uns würde auch sehr interessieren was ihr zu der 
Frage von „ideologischen Differenzen“ in der Frage der Solidarität 
halter 


soviel zum Schwerpunkt der jetzigen Ausgabe. Und obwohl das 
Jahr noch rechr jung ist ist bereifs einiges passiert: Der Mord an 
den kurdischen Ahkfivisfinnen in Paris ist dabei nur das heraus- 
stechendste Beispiel... Daher war es uns auch ein Anliegen einen 


» inhalt dieser ausgabe 
Schwerpunkt 


Linke Politik verteidigen! Akfiviräten 
zum 18. März 


Inrerview zum Vernefzungskongress im 
Rahmen des 18. März 


Kurz zur Geschichte des 18. März 
Inland 


Neues Polizeigesetz von Sachsen-Anhalr 
soll Willkür legalisieren 


Baden-Würftemberg: Neues Poli- 
zeigesetz als Mitrel zur prävenfiven 
Aufstandsbekämpfung? 

Gegen den Polizeikongress in Berlin 


8129b-Verfahren in der BRD - eine 
kurze Bilanz 


Sodi Özpolar har wieder einen Sieg 
errungen 


Artikel mit in der Ausgabe zu veröffentlichen. la 8129 Verfahren aus Dresden dehnt 
Darüber hinaus beschäftigt uns einmal mehr die Siruation von Ge- sich nach Berlin aus 
orges Ibrahim Abdallah, der eigentlich freigesprochen wurde und Solidarität mit Tim H. 
wieder einmal nicht freigelassen wird. 30 wurde die endgülfige | Verhaftung in Dresden 
Unterzeichnung seiner Abschiebung - die seine Freilassung und 
seine Abschiebung in den Libanon bedeufen würde -, die auf den International 
cd. Januar festgesetzt war, wiederum verschoben. Dieser Termin . 
muss nun innerhalb von ? Monaten nachgeholt werden. k a PElSchen’Gerannhenenin 
Über den restlichen Inhalt der Ausgabe gibt einmal mehr die In- 13 Zum Tod der 3 Kurdischen Aktivi- 
halfsangabe einen besseren Überblick als allzu viele Worfe. stinnen 
Zum Abschluss des Vorworts möchten wir uns an dieser Srelle bei 7 !yp-! = Der Film 
euch - den Leserinnen und Lesern des Gefangenen Infos - bedan- 15 Zu den Verhaftungen in der Türkei 
ken, denn ohne euch wäre das Gefangenen Info nicht möglich. 
16 Auf zur Solidarität mit Georges 

Wir wünschen euch und uns einen qufen und erfolgreichen IB. ran Abelallan 
März. Gefangene 

Redaktion I) Brief von Ronald Haug 
PS.: Gabriel Pombo da Silva wurde auf eigenen Wunsch nach . ne Yalı TOintty JURBUHIENNDEN AI 
Spanien ausgeliefert, wo ihn neben der Reststrafe aus Aachen 
auch noch weitere Jahre Anast bevorstehen, denen er sich durch 19 Gefangenenadressen 


seine Flucht entzogen hatte. 


e-mail: redakfion@gefangenen.info 


Termine zum 18. März 


homepage: www.gefangenen info 
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Linke Politik verteidigen! 5 Finger sind ne Faust! 
- Aktivitäten zum 18. März 2013 - 


www.political-prisoners.net 


Das Verfahren gegen Deniz in Nürnberg, das momentan laufende Verfahren wegen versuchten Totschlags in Magde- 
burg und Stuttgart, das Verfahren gegen Smily in Stuttgart, genauso wie die zahlreichen „Terror-Verfahren“ gegen 
migrantische Linke mit Hilfe des $129b und das Verfahren gegen über 20 AntifaschistInnen in Dresden mit Hilfe des 
8129 wegen „Bildung einer kriminellen Vereinigung“, das Verfahren gegen Sonja Suder und Christian Gauger in Frank- 
furt, sowie die unzähligen Verfahren, Strafbefehle, Geldstrafen gegen AntifaschistInnen, AnarchistInnen, Kommunis- 
tInnen und andere politische AktivistInnen sind Beispiele für Angriffe auf uns und unsere Strukturen. Sie müssen als 
das verstanden werden was sie sind: als einen Angriff auf uns alle. Diese Angriffe sind in der kapitalistischen Logik 
nur konsequent und stellen keinen Skandal dar — gerade in einer Zeit in der sich die kapitalistische Krise zuspitzt und 


das Potential an Widerstand beständig wächst. 


Was damit bezweckt wird ist klar: es geht um die Abschre- 
ckung und Einschüchterung von AktivistInnen und um die 
konkrete Schwächung von Strukturen, Organisationen und 
des Widerstands. 


Repression kennt keine Grenzen... 


Diese Beispiele zeigen deutlich, dass die Repressionsmaschinerie 
auf Hochtouren läuft. Für den Justizapparat ist klar, der Feind steht 
links. Er greift uns mit allen Mitteln an, sei es mit Abhör- und Bespit- 
zelungsmaßnahmen, mit Geldstrafen, Prozessen,Verurteilungen, 
mit direkter Gewalt durch B. oder Counterbanden - oder eben mit 
Haftstrafen und Isolationshaft. 


Seitdem die Krise begonnen hat, verschärft sich die Repression 
immer weiter. Das zeigt sich auch an neuen Polizeigesetzen, die 
der Polizei immer mehr Befugnisse geben. Beispiele hierfür sind 
die Überwachung mit Drohnen, die vereinfachte Überwachung der 
Kommunikation, die Befugnis der Polizei V-Leute zu beauftragen 
und — wie in Sachsen-Anhalt — das Abschalten von einzelnen Sen- 
demasten. Parallel dazu trainiert die Bundeswehr die Aufstandsbe- 
kämpfung und wurde gesetzlich legitimiert im Inneren eingesetzt 
zu werden. 


Dem Staatsapparat ist es egal, ob es um Autonome, AnarchistIn- 
nen, Kommunistinnen oder die Tierrechtsbewegung geht. Wer sich 
effektiv gegen Unterdrückung, Ausbeutung und die andere Scheiße 
wehrt, gerät ins Fadenkreuz. Was setzt die Linke dagegen? Kleine 
und vereinzelte Soligruppen, die oft nicht miteinander vernetzt sind. 
Jeder arbeitet zu „den eigenen Gefangenen“ bzw. zu den Gefan- 
genen in der eigenen Stadt. Die Linke ist an Hand von hunderter 
Spaltungslinien getrennt und Solidarität hört anhand ideologischer 
Grenzen auf. 


Solidarität auch nicht... 


Doch die Geschichte zeigt, dass nur eine geeinte Linke den Angrif- 
fen des Staates etwas entgegensetzen kann. In den 20er Jahren 
gab es beispielsweise eine große Kampagne von der Internationa- 
len Roten Hilfe für die zwei Anarchisten Sacco und Vanzetti. Da- 
mals waren hunderttausende AnarchistInnen und KommunistiInnen 
gemeinsam für die Freiheit von den beiden auf der Straße. 

Auch heute gibt es Beispiele für ideologieübergreifende Zusam- 
menarbeit gegen Repression. So führt die Rote Hilfe International 
eine Kampagne für die Freilassung des Ökoanarchisten Marco Ca- 
menisch oder in Solidarität mit der griechischen anarchistischen 
Stadtguerilla Revolutionärer Kampf, obwohl sich die Rote Hilfe In- 
ternational als eine kommunistische Organisation versteht. 


Diese Beispiele zeigen, dass wir gemeinsam gegen staatliche Re- 
pression vorgehen können. 

Wenn Linke Politik angegriffen wird spielt die ideologische Ausrich- 
tung nur eine untergeordnete Rolle — es muss uns darum gehen 
diesen Angriffen unsere Solidarität entgegenzustellen und damit 
den Angriffen den Wind aus den Segeln zu nehmen. Denn ein An- 
griff auf einen ist immer ein Angriff auf uns alle! 


Mit Tagen wie dem 18.03. - dem Tag der politischen Gefangenen 


RT 
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- kann ein Grundstein dafür gelegt werden auf diese Angriffe auf- 
merksam zu machen und Solidarität zu organisieren. Jedoch muss 
für uns klar sein, dass wir nur durch kontinuierliche Arbeit gemein- 
sam etwas erreichen können. 


Mit einer Demonstration am Samstag, den 23. März unter dem 
Motto „Linke Politik verteidigen! 5 Finger sind ‚ne Faust“ in Magde- 
burg, einigen Veranstaltungen im Vorfeld und einem Kongress zur 
Vernetzung von verschiedenen Antirepressions- und Soligruppen 
möchten wir an die gemachten Erfahrungen anknüpfen und den 
Angriffen gegen uns ein gemeinsames Vorgehen entgegensetzen. 
Die Demonstration richtet sich gegen die zahlreichen Verfahren 
und Ermittlungen gegen linke AktivistInnen und Strukturen. Ins- 
besondere gegen das Verfahren wegen versuchten Totschlags in 
Magdeburg und Stuttgart, bei dem gegen zwei Beschuldigten im 
Rahmen der Aktivitäten gegen den Naziaufmarsch ermittelt wird, 
über 30 ZeugInnen vorgeladen wurde und es im September in 
Magdeburg zu einer Hausdurchsuchung kam. 

Mit dem Kongress soll angestrebt werden eine Vernetzung zwi- 
schen den vereinzelten Soligruppen herzustellen, damit wir uns 
gegen die laufenden Angriffe gemeinsam wehren können. Gemein- 
sam wollen wir besprechen wie wir es schaffen können uns nicht 
länger durch ideologische Grenzen zu spalten sondern gemeinsam 
und konsequent in der Frage der Solidarität zu handeln. 


Die Krise und damit die Repression wird sich verschärfen. Deshalb 
ist es der einzige logische Schritt, dass wir uns darauf vorbereiten. 


Einen Finger kann man brechen, aber 5 Finger sind ne Faust! 
Linke Politik verteidigen. 


TERMINE ZUM 18. MÄRZ 


Antirepressionsdemo: Samstag, 23. März 2013 | 14 Uhr 
Magdeburg | Hauptbahnhof 


Vernetzungskongress: kontakt@political-prisoners.net 


Ausstellung: Widerständische Kultur & Widerstand von 1967 
bis heute: Hamburg, Centro Sociale, 16.03-24.03 


Veranstaltungen in Stuttgart zu den Totschlagverfahren (Sa, 
23. Februar), zu Organisierungsdelikten (Sa, 09. März) und zur 
Knastzeit von Smily (Sa, 16.03). Am 18.03. wird es eine Kund- 
gebung geben. >> www.political-prisoners.net 
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„Für uns heißt Antirepressionsarbeit 


auch den Selbstschutz zu organisieren!“ 
Interview zum geplanten Vernetzungskongress im Rahmen des 18. März - dem 


Tag der politischen Gefangenen 


In der letzten Ausgabe hatten wir bereits ein kurzer Interview zur 
Demo am 23. März in Magdeburg anlässlich des laufenden „Tot- 
schlag“-Verfahrens gegen 2 Beschuldigte und der zahlreichen 
Angriffe auf linke Strukturen abgedruckt. Dieses mal wollen wir 
uns mit einem etwas längeren Interview dem geplanten Kongress 
widmen, zu dem ebenfalls das Netzwerk Freiheit für alle politi- 
schen Gefangenen aufruft. 


Könntet ihr als erstes auf die Gründe für den Kongress ein- 


gehen? 


Wie die letzte Zeit zeigt, verstärken sich die Angriffe auf linke 
Strukturen zunehmend. Mit Prozessen wie gegen Deniz in Nürn- 
berg, gegen Sonja und Christian in Frankfurt, gegen zahlreiche 
türkische und kurdische Linke mit Hilfe des Antiterrorparagra- 
phen, aber auch das Verfahren gegen über 20 Antifaschisten mit 
dem Vorwurf der „Bildung einer kriminellen Vereinigung“ in Dres- 
den verstehen wir, ebenso wie die jüngst erfolgte Verurteilung 
von Tim in Dresden zu 22 Monaten Haft wegen einer angeblichen 
Megaphondurchsage als gezielte und bewusste Angriffe auf die 
Bewegung, die zwei Funktionen zu erfüllen haben: 

1) Akut den Widerstand zu schwächen, durch den Versuch der 
Entsolidarisierung, aber auch durch das Wegsperren von Aktivis- 
tInnen und 

2) die Messlatte der Repression so hoch zu hängen, um eine ab- 
schreckende Wirkung zu erzielen und gleichzeitig bereits jetzt die 
Legitimation für „hartes Vorgehen“ sich zu erringen — sozusagen 
als Vorbereitung auf die bevorstehenden Auseinandersetzungen 
auf der Straße. 


Von dieser Analyse ausgehend und davon ausgehend, dass sich 
die Widersprüche und die Auseinandersetzungen auf der Stra- 
ße verschärfen werden, springt die Notwendigkeit sich dagegen 
zu wehren einem förmlich ins Gesicht. Denn während sich die 
Herrschenden ungeachtet ihrer (internen) Differenzen im Kampf 
gegen uns zusammen tun, ist die Bewegung gespalten, schwach 
und dadurch eben auch anfällig für Angriffe seitens der Repres- 
sionsbehörden. 

Wir denken, dass gerade in der Antirepressionsarbeit und in der 
Frage der Solidarität es notwendig ist sich gemeinsam gegen die 
Angriffe zu wehren und solidarisch zusammenzustehen — unab- 
hängig von ideologischen Differenzen. 


Mit dem Kongress wollen wir versuchen einen ersten Schritt zu 
machen, um verschiedene Soligruppen, Antirepressionsstruktu- 
ren und andere Interessierte an einen Tisch zu bekommen und 
den Angriffen auf uns eine geschlossene Einheit entgegenstellen 
- auch wenn wir uns in Detail- oder auch wichtigeren Fragen nicht 
ganz einig sind. 

In aller Kürze gesagt: Wenn einer von uns angegriffen wird sind 
wir alle gemeint, deswegen muss es in unserem Interesse sein 
uns gemeinsam gegen diese Angriffe zu wehren und eine breite 
Solidarität aufzubauen. 


Wir brechen das Ganze auf die Parole: „Linke Politik verteidigen“ 
runter, da darunter sich eigentlich sowohl die Angriffe, wie das zu 
spannende Solidaritätsnetz zu verstehen ist. 


Redaktion 


Ihr schreibt in der kurzen Ankündigung zum Kongress, dass 
es euch darum geht Solidarität über ideologische Differen- 


zen hinweg zu organisieren. Was meint ihr denn damit? 


Wie wir bereits ausgeführt haben sind wir zunehmend mit immer 
heftigeren Angriffen konfrontiert, während wir gleichzeitig uns in 
viele verschiedene Initiativen und Gruppen bewegen und organi- 
sieren und dadurch eben diesen Angriffen (um es überspitzt dar- 
zustellen) einerseits recht wehr- und andererseits recht schutzlos 
ausgesetzt sind. 


Sicherlich hat es Gründe warum wir uns nicht alle in einer großen 
starken Organisation wieder finden, wir denken aber, dass diese 
Differenzen in der Frage der Solidarität nicht der entscheidende 
Faktor sein können und dürfen. Wir denken, dass - im Rahmen 
einer gewissen Plattform — eine Zusammenarbeit möglich und 
notwendig ist. Konkret heißt das, dass wir im Rahmen einer sol- 
chen Vernetzung nicht in allen Punkten mit allen Gruppen über- 
einstimmen müssen, um mit ihnen zusammenzuarbeiten und den 
Angriffen unsere Solidarität entgegenzusetzen. 


Klar hat dies auch seine Grenzen: Uns kann es nicht darum ge- 
hen alle Widersprüche wegzuwischen. 


EEE Ta LT STSWAT ET FARTeTe ii dge [To W sCoTstelg-T rd 


Wir denken, dass der Kongress nicht mehr und nicht weniger als 
einen ersten Schritt darstellt, um die Vernetzung „unserer Seite“ 
voranzutreiben. Dabei geht es uns auch in erster Linie die Verein- 
zelung der einzelnen Soligruppen aufzuheben und die einzelnen 
Repressionsfälle in einen Kontext zu stellen, um sie damit eben 
auch als einen Angriff auf alle begreifen zu können. 


Uns geht es dabei nicht darum mit einem fertigen Plan an den 
Kongress und an die Vernetzung ranzugehen und diesen Plan 
dann überzustülpen, sondern vielmehr denken wir, dass sich der 
Kongress sein Ergebnis selbst formen wird. 

Natürlich heißt das nicht, dass wir einfach mal schauen werden 
wie das ganze läuft, sondern das heißt, dass nur durch die Teil- 
nahme und das Engagement von anderen der Kongress, wie 
auch die Vernetzung ein Erfolg werden kann. Genau dieser Punkt 
wird übrigens ein sehr wichtiger Aspekt sein: Vernetzung funkti- 
oniert nur dann, wenn diese von mehreren Seiten ausgeht und 
keine „Einbahnstraße* ist. 

Deshalb erhoffen wir uns natürlich eine rege Teilnahme und dass 


wir gemeinsam uns Mittel und Wege erarbeiten werden, um in 
Zukunft den laufenden Angriffen besser etwas entgegensetzen zu 
können. 

Für uns heißt Antirepressionsarbeit auch den Selbtsschutz zu or- 
ganisieren und da ordnen wir den Kongress und die Vernetzung 
eben mit ein. Selbstschutz in dem Sinne, dass es uns, genauso 
wie wir unsere Klasse zu schützen haben, darum gehen muss 
uns und unsere Strukturen zu schützen. 


Wir haben natürlich große Hoffnungen bezüglich des Kongres- 
ses, gleichzeitig wissen wir aber auch genau, dass es nicht damit 
getan sein wird. Eine solche Vernetzung kann nur ein langfristi- 
ger Prozess sein und nur durch Kontinuität und einer kollektiven 
Auseinandersetzung können wir dabei Schritte für Schritt voran- 
schreiten. 


Was denkt ihr, was der Kongress bzw. die Vernetzung 


bewirken kann? 


Wie wir bereits erwähnt haben ist unser Hauptanliegen eine Ver- 
netzung der Soli- und Antirepressionsgruppen zu erreichen und 
gleichzeitig die Einzelfälle in einen gesamtpolitischen Kontext zu 
setzen. Das heißt für uns erst mal nicht, dass wir vom Kongress 
aus eigenständige Kampagnen oder ähnliches planen werden, 
sondern viel mehr um für alle Fälle eine breitere Unterstützung — 
auch aus anderen Städten — möglich zu machen. Wir wollen also 
viel mehr die bestehende Arbeit ergänzen und unterstützen, als 
neue „aufgesetzte“ Kampagnen starten. 

Das heißt natürlich aber nicht, dass es perspektivisch trotzdem 
einen eigenständigen Ausdruck geben könnte. 


Darüber hinaus geht es uns aber auch darum Kontakte mit ande- 
ren Strukturen zu knüpfen, um damit eben besser sowohl bundes- 
weit als auch international arbeiten zu können und dadurch eine 
größere Schlagkraft in der Frage der Solidarität zu entwickeln. 
Dies würde auch dazu beitragen das Solidaritätsgefühl in der Lin- 
ken zu stärken. 


Vergessen wollen wir natürlich auch nicht dabei, dass eine bes- 
sere Vernetzung auch eine bessere Plattform für die Gefangenen 
herstellen würde, die Unterstützung von außen also besser orga- 
nisiert werden könnte. 


Wie bereits erwähnt können wir uns das eigentlich nur als einen 
langfristigen Prozess vorstellen, bei dem auch die Erfolge / Miss- 
erfolge reflektiert und ausgewertet werden müssen. 


Könnt ihr noch was zum Ablauf des Kongresses sagen? 


Zum ganz konkreten Ablauf des Kongresses werden wir uns mit 
den interessierten Gruppen bereits im Vorfeld im Rahmen der 
Möglichkeiten austauschen. Aber soviel kann gesagt werden: wir 
stellen uns den Kongress nicht als eine „Frontalveranstaltung“ 
vor, sondern hoffen natürlich auch auf spannende Diskussionen. 
Natürlich werden wir den gebotenen Rahmen bieten, der notwen- 
dig ist, um unsere Vorstellungen zu konkretisieren. 

Wir werden auch dafür sorgen, dass die Gruppen, die daran In- 
teresse haben bereits im Vorfeld sich darauf vorbereiten können. 


Ihr habt ja für den Termin weder Zeit noch Ort veröffentlicht. 


Warum mobilisiert ihr nicht öffentlich auf den Kongress? 


Die Geschichte hat ja bereits des Öfteren gezeigt und zeigt ei- 
gentlich Tag für Tag, dass der Staat mit seinen Repressionsbehör- 
den kein Interesse an einer geeinten, starken Linken hat und alles 
dafür tut diese klein zu halten und revolutionäre Ansätze bereits 
im Keim zu ersticken. 

Gleichzeitig muss es uns aber darum gehen ansprechbar zu sein 
und möglichst viele zu erreichen. 


Genau vor diesem Hintergrund haben wir uns dazu entschieden 
den Kongress zwar Öffentlich zu bewerben, allerdings ohne Ort 
und Zeit. Für Interessierte Gruppen gibt es dann mit unserer Mai- 
ladresse eine Kontaktmöglichkeit. 

Wir denken und hoffen, dass wir somit diese Gratwanderung zu- 
mindest teilweise schaffen. 


Wenn ihr also Interesse an dem Kongress habt, dann meldet 
euch einfach unter kontakt@political-prisoners.net. Den passen- 
den PGP Key gibt es unter www.political-prisoners.net oder auf 
den Schlüssel-Server. 


Beteiligt euch, denn nur gemeinsam sind wir stark! Einen 
Finger können sie brechen, 5 Finger sind eine Faust! 


Kurz zur Geschichte des 18. März 


1922 wurde auf dem IV. Weltkongress der kommu- 
nistischen Internationale die Internationale Rote 
Hilfe (IRH) gegründet und die Durchführung eines 
internationalen Tages der politischen Gefangenen 
beschlossen, der am 18. März 1923 erstmals ausge- 
rufen wurde. 


Mit dem Termin wurde sich auf die Pariser Commune bezogen, denn 
am 18.03.1871 bewaffneten sich die Pariser Arbeiterinnen, verjagten 
die französische Regierung und bildeten 72 Tage lang eine Räterepu- 
blik. Der Aufstand wurde blutig niedergeschlagen. 30 000 Menschen 
Ei 1gel-Js etz ol0ORTT/ETTe[-1aM/=1g ar: 117=1M 

Gleichzeitig stellt das Datum einen Bezug zu den Kämpfen des neu 
entstandenen Proletariats gegen die alten Herrscher und gegen die 
damals neu entstandende Bourgeoisie um den 18.03.1848 herum 
dar. 


Nach dem Ausrufen des Tages der politischen Gefangenen am 18. 
März 1923 gingen Jahr für Jahr in allen Ländern tausende Menschen 
auf die Straße. Sie zeigten sich solidarisch mit den politischen Ge- 
LE afetzlot lem 8lstee Ke Tel l-Tellel-To Well -W stieg aT-Telc-Er:1lelal <eiglige/glit-Tamr/älgel-1n 
und werden. Der Tag kann durchaus auch als Antwort auf die sich 
zuspitzende Repression - angesichts der sich zuspitzenden Kämpfe - 
gesehen werden - sowohl in der BRD, als auch international. 


Die IRH startete damals zahlrei- 
che Kampagnen, darunter auch 
eine Kampagne für die Frei- 
lassung der zwei italienischen 
Anarchisten Sacco und Vanzet- 
ti, die in den USA hingerichtet 
werden sollten und schließlich 
auch wurden. Aber auch Kampa- 
gnen zu Max Hoelz, der in den 
Märzaufständen 1921 über tau- | 
send bewaffnete ArbeiterInnen 
organisierte und Arbeitermilizen 
EIN EICH Ce TRfeioWKelifel-Tei-Temge [11] 
Willen der KPD. 


Mit dem Faschismus wurde der 18. März als Gedenktag verboten und 
harter Repression unterworfen. Was letztlich dazu führte, dass der 
Tag auch nicht weiter begangen wurde. 


Erst 1996 wurde der Tag von verschiedenen Initiativen aufgegriffen 
und wiederbelebt. Seitdem wird der 18. März als Tag der Solidarität 
mit den Gefangenen propagiert, an dem durch vielfältige Aktivitäten 
die Öffentlichkeit auf staatliche Unterdrückung und Repression auf- 
merksam gemacht wird. Seitdem finden an diesem Tag Infoveranstal- 
tungen, Aktionen, Kundgebungen und Demonstrationen statt, um an 
die politischen Gefangenen und ihren Kampf zu erinnern. 


» seife 
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Neues Polizeigesetz von Sachsen-Anhalt 


Mit einen Gesetzesentwurf 
will die Landesregierung 
von Sachsen-Anhalt eine 
Änderung des “Gesetzes 
über die öffentliche Sicher- 
heit und Ordnung“ erwir- 
ken. Demnach würde dies 

der Polizei und anderen 
Repressionsbehörden weit reichende Vollmachten einräumen Da- 
bei soll der sog. 833 erweitert werden. Er würde der Polizei ermög- 
lichen, Telekommunikationsunternehmen zu zwingen, ihre Dienste 
für einen bestimmten Zeitraum und Ort einzustellen. Dies könnte 
dann ohne Rücksprache mit der Staatsanwaltschaft oder einem 
Richter sofort umgesetzt werden (bis zu zwei Tage). O-Ton: “Die 
Polizei kann von jedem Dienstanbieter verlangen, Kommunikati- 
onsverbindungen zu unterbrechen oder zu verhindern, wenn dies 
zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für den Bestand oder die 
Sicherheit des Bundes oder eines Landes oder für Leib, Leben 
oder Freiheit einer Person erforderlich ist.” 


In der Praxis bedeutet dies, dass z.B. ein Einsatzleiter vor Ort die 
Abschaltung von Mobilfunk-Sendemasten anordnen kann, wenn 
er eine Gefahrenlage zu erkennen meint. Angesichts dessen wie 
großzügig die Polizei immer wieder so genannte “Gefahr im Ver- 
zug” interpretiert muss damit gerechnet werden, dass bei öffent- 
lichen Veranstaltungen und Demonstrationen das Mobilfunknetz 
lahm gelegt werden kann. In Hinsicht auf die sich anbahnenden 
Proteste muss dieser Entwurf als ein weiterer Angriff auf den zu 
erwartenden Widerstand betrachtet werden. So gab es im letzten 
Monat bereits (erfolglose) Versuche der Polizei Magdeburg ein Öf- 
fentliches Blockadetraining vom Bündnis Magdeburg-Nazifrei auf 
dem Uni-Campus zu kriminalisieren und zu verhindern. Mit dem 
neuen Gesetzesentwurf zielt die Landesregierung sehr genau auf 


Baden-Württembere: 


soll Willkür legalisieren 


Mit neuem Polizeigesetz gegen AntifaschistInnen und 
für amtliche Willkür! 


Zusammen Kämpfen [Magdeburg] 


solche Großveranstaltungen und deren Kommunikationstrukturen 
ab. Damit würde der Polizei beispielsweise ermöglicht, die Koordi- 
nation von AntifaschistInnen über moderne Kommunikationswege 
legal einzuschränken. Da sich auch in Magdeburg an den Blocka- 
den gegen den Naziaufmarsch im Januar 2013 mehr Menschen 
beteiligt haben, sollen scheinbar nun neben Gummiknüppel und 
Pfefferspray auch andere Maßnahmen präventiven Charakters im- 
mer mehr legalen Spielraum erhalten. Dieses Vorgehen könnte be- 
reits die Koordination von möglichen Blockaden effektiv behindern 
um schon die Entstehung solcher Aktionen möglichst zu unterbin- 
den. Zudem würde es die Willkür der Repressionsbehörden und 
deren Beamten nur weiter legalisieren um damit den Widerstand zu 
sabotieren sowie letztlich auch kriminalisieren zu können. 


In einem weiteren Änderungsvorschlag des Gesetzes sollen Poli- 
zisten künftig bei Festnahmen oder Personenkontrollen HIV-Tests 
verlangen können. Dieser Vorschlag brachte bereits öffentliche 
Kritik hervor. Die wirkliche Motivation solcher Vorschläge könnte 
auch in einer willkürlichen DNA-Entnahme begründet sein, zumal 
die erhältlichen HIV-Schnelltests noch keinen sicheren Nachweis 
ergeben würden. 


Solch ein diskriminierendes sowie repressives Polizeigesetz ist ge- 
fährlich und würde die Willkür von den Repressionsbehörden und 
deren Beamten weiter legalisieren. Ohne dass konkrete Gründe 
vorliegen, könnten Menschen kriminalisiert und diffamiert werden. 
Vielmehr würde sich so ein Gesetz gegen politische und gesell- 
schaftliche Kräfte richten, welche sich gegen die herrschende aus- 
beuterische Ordnung selbstbestimmt widersetzen. 


Gegen den Ausbau legaler Staatswillkür! 
Kriminell sind die Zustände, nicht der Widerstand! 


Neues Polizeigesetz als Mittel zur 
präventiven Aufstandsbekämpfung? 


Neben dem Polizeigesetz in Sachsen-Anhalt wurde in Baden-Würt- 
temberg (unter rot-grüner Regierung) bereits im Oktober letzten 
Jahres ein neues Polizeigesetz mit nur einer Enthaltung und gänz- 
lich ohne Widerstand dagegen verabschiedet. Wie auch in Sach- 
sen-Anhalt werden die polizelichen Ermächtigungen durch das 
neue Polizeigesetz in Baden-Württemberg deutlich ausgeweitet. 
Die Änderungen des Polizeigesetzes haben das Polizeigesetz 
auch an den Vertrag von Prüm angepasst. Dieser wurde auf euro- 
päischer Ebene im Jahr 2008 beschlossen und sieht die Vertiefung 
der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, insbesondere zur 
Bekämpfung des „Terrorismus“ und der „grenzüberschreitenden 
Kriminalität“ vor. Somit wird mit dem vorliegenden Entwurf auch 
den Strafverfolgungsbehörden eines anderen Mitgliedstaates in- 
nerhalb der Gesetzgebungskompetenz des Landes unter den 
gleichen Bedingungen Zugang zu vorhandenen Informationen ge- 
währt, wie innerstaatlichen Strafverfolgungsbehörden. 


Im Konkreten heißt das für Baden-Württemberg, dass nach neuem 


Gesetz alle Polizeipräsidenten, Leiter von Polizeidirektionen, sowie 
„besonders beauftragte Beamte des höheren Dienstes“ den Ein- 
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satz von V-Leuten veranlassen können. 

Gleichzeitig werden mit dem Gesetz „heimliche Datenerhebungen“ 
- also Onlinedurchsuchungen - legitimiert und in die Verantwort- 
lichkeit der Polizei übergeben. 


Künftig dürfen baden-württembergische PolizistInnen auch per 
Gesetz die „grenzüberschreitende Zusammenarbeit“ vorantreiben, 
insbesondere zur „Bekämpfung des Terrorismus“ und der „gren- 
züberschreitenden Kriminalität“. Konkret bedeutet das für Behör- 
den in anderen europäischen Staaten einen leichteren Zugriff auf 
in Baden-Württemberg gespeicherte Daten. Dabei geht es um so- 
genannte personenbezogene Daten. Darunter fallen DNA, Finger- 
abdrücke, KFZ-Daten etc. 


Darüber hinaus sollen Polizisten künftig bei Festnahmen oder 
Personenkontrollen eine Blutentnahme anordnen können, um vor 
„schwerwiegenden Infektionskrankheiten“ geschützt zu werden. 
Letztlich kommt eine derartige Blutentnahme einer DNS-Entnahme 
gleich. 


Zu allem Überfluss wurden die Gebühren für 
die Ingewahrsamnahme erhöht, die denjeni- 
gen, die „zu Recht“ in Gewahrsam genom- 
men wurde, in Rechnung gestellt werden. 
Auch Beschwerden gegen richterliche MaßR- 
nahmen nach dem Polizeigesetz werden 
teurer, sofern sie erfolglos sind. Hierfür wird 
zukünftig eine einheitliche Gebühr fällig. 
Richterliche Maßnahmen nach dem Poli- 
zeigesetz betreffen Maßnahmen, die unter 
Richtervorbehalt stehen; wie die Wohnrau- 
müberwachung, die Verkehrsdatenerhebung 
und die präventivpolizeiliche Durchsuchung. 
Beim Richtervorbehalt, den viele als Gewähr 
für die Rechtsstaatlichkeit erachten, müssen 
die RichterInnen die Rechtmäßigkeit einer 
Maßnahme prüfen. Stimmen sie dem An- 
sinnen der Verfolgungsbehörden zu, ist das 
Ganze mit einer Unterschrift getan; stimmen 
sie dagegen, muss das begründet werden. 
Die Zeitspanne, die den RichterInnen z.B. bei 
der Prüfung der Rechtmäßigkeit von Haus- 
durchsuchung zu Verfügung steht, betrug im 
Jahr 2007 im Durchschnitt 24 Minuten. 


Mit den neuen Polizeigesetzen in Ba- 


den-Württemberg und Sachsen-Anhalt wur- 
de laut verschiedenen Datenschutzbeauf- 
tragten ein Anfang für die Überarbeitung aller 
Landesgesetze gemacht und kann durchaus 
auch als Vorbereitung der „Nationalen Anti- 
terrorstrategie“ gesehen werden, die im Ja- 
nuar vom niedersächsischen Innenminister 
Uwe Schünemann angestoßen wurde. Schü- 
nemann verstand darunter u.a. die „härtere 
Bestrafung“ von Angriffen auf Polizisten und 
ähnliches. 


Es ist also klar wohin die Reise gehen wird 
und was uns bevorstehen wird: Maßnahmen, 
die schon längst gängige Praxis sind werden 
gesetzlich legitimiert und vereinfacht, um 
die Bekämpfung von Aufständen präventiv 
gesetzlich untermauert zu haben. Für uns 
muss die Frage sein wie wir adäquat dar- 
auf reagieren können. Sicherlich stellen die 
gesetzlichen Schranken für uns nicht das 
Nonplusultra dar, dennoch stellen die dau- 
erhaften Einschränkungen einen Angriff auf 
uns und unsere Strukturen dar, die wir nicht 
unbeantwortet lassen können. 


„Schutz und Sicherheit“ für die Bonzen Europas 
Gegen den Polizeikongress in Berlin 


Am 19. und 20. 
Februar tagt im 
Berliner Congress | 
Center der 16. 
Europäische Poli- | 
zeikongress unter W 
dem Titel „Schutz 
und Sicherheit im 
digitalen Raum“. 
Laut Internetseite 
handelt es sich um 
„Europas führen- 
de Veranstaltung 
zur Inneren Si- 
cherheit“. Schwer- 
punkte sind dieses 
Jahr die Polizei 
in sozialen Netz- 
werken, ePolice, 
sowie Ausrüstung 
und Ausstattung. 
Neben den verschiedenen Ländern nehmen 
auch zahlreiche Unternehmen an dem Kon- 
gress teil. Darunter r.o.l.a., SAP, Siemens, 
Microsoft, Oracle, T-Systems und Optimal 
Systems. 


Unter dem Motto „Prepare for resistance“ 
wird auf eine Demonstration am 16. Februar 
um 20 Uhr auf den Mariannenplatz in Berlin 
mobilisiert. Doch auch im Vorfeld gab es be- 
reits einige Aktionen. 

- Darunter ein Angriff auf die Firma Optimal 
Systems, die die Polizei mit Software und an- 
derem beliefert. 

- Der Polizeikongress wurde auch im Kon- 
text der Innenministerkonferenz in Rostock 
erwähnt. 

- Im Rahmen von CAM OVER wird dazu 


FÜR EINE BEFREITE GESELLSCHAFT - OHNE KAPITALISMUS. 
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aufgerufen aktiv 
Überwachungs- 
kameras aus dem 
an Alltag zu verban- 
$ nen: Mit Axt, Seil, 
Hammer oder ähn- 
lichem sollen diese 
zerstört werden. 
(http://camover. 
blogsport.de) 


Bei der Organisie- 
rung der Gegen- 
proteste wird dabei 
weniger auf eine 
zentrale Vorberei- 
tung gesetzt, als 
vielmehr auf eine 
dezentrale Orga- 
nisierung ähnlich 
wie bei den Aktio- 
nen um den 10. Todestag von Carlo Guilani. 
So sollen alle eigenständig aktiv werden und 
so „Kräfte freigesetzt werden, die sonst im 
Verborgenen geblieben wären.“ 


Demonstration: 

Samstag, 16. Februar 2013 

20 Uhr 

Berlin Kreuzberg, Mariannenplatz 


weitere Infos unter: 
http://polizeikongress2013.blogsport.de 


Aus einem Brief von Tommy 
Tank vom 19. 12. 12. 


Am 18. Dezember 2012 hat mich der 
Abteilungsleiter Michael Rakelmann in- 
formiert, dass ich die Berufsausbildung in 
den JVA Dresden zum Betriebsinforma- 
tiker absolvieren kann. Daher ziehe ich 
am 20. Dezember 2012 nach Dresden 
in die JVA, Hammerweg 30, 01127 Dres- 
den. Das ist, was ich die ganze Zeit über 
wollte. 


Bereits vor einem halben Jahr habe ich 
die Bewerbung geschrieben und ein- 
gereicht. Auf Nachfrage erhielt ich ver- 
schiedene Hinweise, ich sollte mir nicht 
so große Hoffnungen machen. So lautete 
eine Aussage, es würden vornehmlich 
nur Gefangene aus der JVA Dresden, 
nicht aber aus anderen Anstalten, ge- 
nommen. Dann wurde auch einmal mit- 
geteilt, es würden Bewerber bevorzugt, 
die noch keine Berufsausbildung haben. 
Ich hätte ja im Dezember bereits einen 
Abschluss zum Fachlageristen bekom- 
men können, entschied mich aber für 
den nächsten Prüfungstermin, der im Mai 
2013 gewesen wäre. 


Dann kam jedoch der „Zwischenfall“ 
vom 23. Oktober 2012 dazwischen. Dort 
wollte die Anstalt, besser: Knastdirektor 
Karl-Heinz Herden und seine Kompli- 
zen, dass ich in einen anderen Bereich 
umziehe, damit die Abteilungsleiter einen 
„Lastausgleich“ erwirken, denn für die 
Abteilungsleiterin beschwerte ich mich 
über die Missstände im Knast in Torgau 
wohl etwas zu intensiv und zu häufig. So 
sollte ich einem anderen Abteilungsleiter, 
Reiner Ritter, unterstellt werden. Diese 
Argumentation ließ das Befinden der Ge- 
fangenen, z. B. an einem Ort zu bleiben, 
an dem sich „Mitbewohner“ aneinander 
gewöhnt haben und gut miteinander 
auskommen, völlig unbeachtet. Daher 
weigerte ich mich, umzuziehen. Folge 
war, dass mich die ruppigen Staatsdie- 
ner nach Anlegen von Handschellen zu 
Viert nach unten auf die sog. Sicher- 
heitsstation trugen. Am Folgetag hat die 
Abteilungsleiterin, von deren Station ich 
weggeschleppt wurde, meine Ausbildung 
zum Fachlageristen, die ich seit Juni 
2011 besuchte, abgebrochen. Einstwei- 
liger Rechtsschutz gegen den Abbruch, 
den ich bei den Strafvollstreckungskam- 
mer beantragte, blieb erfolglos. 


Schon zwischenzeitlich wandte ich mich 
an das Bundesverfassungsgericht, da 
die Kammer offensichtlich viel zu zö- 
gerlich arbeitete, der JVA Torgau sogar 
ungewöhnlich großzügige Fristen zur 
Stellungnahme auf meinen Eilantrag ein- 
räumte. 


Als ich dann am späten Abend des 13. 
Dezember 2012 ein Fax aus Karlsruhe 


weiter gehts auf Seite 9 --> 
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S 129b - Verfahren in der BRD - Eine kurze Bilanz 


Netzwerk Freiheit für alle politischen Gefangenen - Hamburg 


Einführung: 


Gerade in der Verfolgung von politischen AktivistInnen spielen Or- 
ganisierungsdelikte eine wesentliche Rolle. Dabei muss weder eine 
sogenannte konkrete Tat noch eine sogenannte illegale Handlung 
nachgewiesen werden, sondern ausschließlich die Zugehörigkeit zu 
einer Gruppierung, die entweder als kriminell oder als terroristisch 
von geheimen Gremien der EU oder von Offiziellen des Bundesjustiz- 
ministeriums eingestuft werden. In langjähriger Tradition richtet sich 
die Verfolgung insbesondere gegen linke Organisationen. 

Als juristische Waffe dient den Herrschenden dabei unter anderem 
der $ 129b, der die „Mitgliedschaft/Unterstützung/Werbung in/für ter- 
roristischen Vereinigung im Ausland“ unter Strafe stellt. Mittlerweile 
wurden um die 20 migrantische Linke mit Hilfe dieses Paragraphen 
angeklagt und zu Haftstrafen bis zu 6 Jahren und 9 Monaten (im Fall 
von Nurhan Erdem) verurteilt. 


Ein kurzer Blick zurück: 


Prozesse in Stammheim und Düsseldorf 


2008 begann der erste $ 129b-Prozess in Stuttgart-Stammheim ge- 
gen 5 migrantische Linke. Vorgeworfen wurde ihnen die „Mitglied- 
schaft in der DHKP-C (Revolutionäre Volksbefreiungspartei-Front)“. 
Mitte 2010 wurden dann die letzten der 5 Angeklagten zu Haftstrafen 
bis zu über 5 Jahren verurteilt Dieser Pilotprozess diente der Klas- 
senjustiz als Grundlage zur drakonischen Verfolgung von weiteren 
Strukturen - bis heute 


Verfahren in Düsseldorf 


Das zweite 8$129b-Verfahren fand in Düsseldorf statt und richtete sich 
gegen Nurhan Erdem, Ahmet Istanbullu und Cengiz Oban. Die drei 
wurden verurteilt, Nurhan zu 6 Jahren und 9 Monaten. Nurhan und 
Cengiz befinden sich weiterhin in Haft. 

Geahndet wurden u.a.Vereinstätigkeiten, wie Veranstaltungen zu 
Gefangenen und die Organisation von Konzerten, wie z.B. von Grup 
Yorum. 

Damit werden alle diese politischen Tätigkeiten einer politisch-militä- 
rische Organisation wie der DHKP-C zu geordnet. In der BRD wurden 
früher auch Aktivitäten für die Gefangenen aus der RAF als „RAF-Tä- 
tigkeit“ kriminalisiert. 

Das dritte Verfahren richtete sich gegen Faruk Ereren. Gegen Faruk 
wurde im Laufe des Prozesses zwar der 8129b fallengelassen, aber 
mit Hilfe von Aussagen, die unter Folter in der Türkei zu Stande ka- 
men, wurde er zu lebenslanger Haft verurteilt, weil er angeblich die 
Verantwortung für den Tod zweier Polizisten in Istanbul im Jahre 1993 
übernommen haben soll. 

Bereits in der Türkei war Faruk für ca. 9 Jahre während des Militärput- 
sches 1980 eingesperrt. 

In einem weiteren Düsseldorfer Prozess wurde u. a. Sadi Özpolat 
Anfang 2012 zu 6 Jahren Haft verurteilt. In der Türkei war Sadi insge- 
samt 17 Jahre im Knast. Er nahm am Todesfasten 1996 teil und war 
Sprecher der hungerstreikenden Gefangenen. In einem beinahe 7 
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Jahre andauernden Kampf, der sich gegen die Einführung der Isolati- 
onsfolter „Made inStammheim“ richtete, starben über 120 Menschen. 


Aktuelles Verfahren in Berlin 


In Berlin läuft momentan ein Verfahren mit Hilfe des $129b gegen 
Gülaferit Unsal. Ihr wird ebenfalls vorgeworfen Mitglied in der DH- 
KP-C gewesen zu sein. Mit Hilfe dieses Vorwurfs erreichte die BRD 
ihre Auslieferung aus Griechenland und macht ihr seit Juli 2012 in 
Berlin den Prozess. 


Verfolgung kurdischer Aktivisten 


In letzter Zeit befinden sich kurdische Zusammenhänge im Faden- 
kreuz des 8129b: so befinden sich momentan 4 kurdische Aktivi- 
stInnen mit Hilfe des 8$129b in Haft. Hintergrund ist, dass seit Oktober 
2010 die PKK nicht mehr „nur“ als kriminelle, sondern als terroristi- 
sche Vereinigung gilt. Am 13. August begann vor dem OLG Hamburg 
das Verfahren gegen den kurdischen Politiker und Aktivisten Ali Ihsan 
Kitay und Zwei der Aktivisten Ridvan Ö. und Mehmet A. sind in der 
JVA Stammheim weggesperrt und ihnen wird seit September 2012 
dort der Prozess gemacht. 

Anfang November wurde Metin Aydin mit dem selben Vorwurf, obwohl 
er sich in einem Hunger- und Durststreiks befand, aus der Schweiz 
nach Deutschland ausgeliefert. Er soll von Mai 2007 bis September 
2008 als Mitglied der PKK aktiv gewesen sein. 


Fazit 


Hier in der BRD werden türkische und kurdische GenossInnen wegen 
ihrer politischen Arbeit verhaftet und in Isolationshaft gesteckt. Faruk 
Ereren bezeichnet das umfassende Isolationsprogramm als „Weiße 
Folter mit dem Ziel, uns zu zermürben“. 


All das hat Ähnlichkeit mit den drakonischen Maßnahmen, denen die 
Gefangenen aus der RAF vor allem in den siebziger und achtziger 
Jahren ausgesetzt waren. Die Anklagen gegen die AktivistInnen 
basieren häufig auf Foltergeständnissen aus der Türkei. Die Staats- 
schutzsenate haben durchweg keine Probleme, „Früchte vom vergif- 
teten Baum“, wie es der stellvertretende Generalbundesanwalt Rai- 
ner Griesbaum ausdrückte, zu verwerten. 

Die länderübergreifende Verfolgung politischer Oppositioneller aus 
der Türkei dient nicht nur den Interessen des türkischen Staates, 
sondern sie dient in erster Linie den Interessen der internationalen 
Zusammenarbeit zwischen der Türkei und den EU-Staaten sowie den 
USA. Die Türkei ist aufgrund ihrer strategischen Lage ein wichtiger 
Partner für das expansive NATO-Bündnis. 

Dass dabei die BRD eine besondere Rolle einnimmt und sich aufge- 
schwungen hat zum Vorreiter der internationalen Aufstandsbekämp- 
fung zu werden zeigen nicht zuletzt die erzwungenen Auslieferungen 
von Gülaferit Unsal und Metin Aydin, sowie der ungebrochene Wille 
des deutschen Staates Revolutionäre aus der Türkei und Kurdistan 
zu verfolgen und zu verurteilen. 


Für uns muss es daher heißen: 
Kampf der kapitalistischen Repressionsmaschinerie! 
Weg mit den $$129! 


Sadi Özpolat hat wieder 
einen Sieg errungen! 


Der Terror geht auch nach der Verurteilung 
von migrantischen Linken weiter: 


Cengiz Oban, verurteilt im ersten Düsseldor- 
fer Verfahren zu 6 Jahren, hatte im & 129b 
- Prozess in Berlin im Dezember 2012 die 
Aussage verweigert und wurde deshalb zu 
5 Monaten Beugehaft verurteilt. Erst später 
wurde die Beugehaft vom BGH aufgehoben. 
Devrim Güler wie auch Ahmet.D.Yüskel, ver- 
urteilt im Stammheimer Verfahren, sind nach 
ihrer Entlassung von der Auslieferung in die 
Türkei bedroht. Deshalb sind sie der Resi- 
denzpflicht unterworfen. 


Sadi Özpolat wurde am 19. Mai 2010 im 
französischen Colmar aufgrund eines 
Festnahmeersuchens der Bundesanwalt- 
schaft festgenommen und im Juli 2010 nach 
Deutschland ausgewiesen, in den Knast ge- 
steckt und zu 6 Jahren wegen $129b ver- 
urteilt.In der Türkei war Sadi insgesamt 17 
Jahre im Knast. 


Sadi (JVA Bochum), der wegen der 
„Nichtaushändigung“ von Büchern und CDs 
17 Tage in den Hungerstreik trat, hat es da- 
durch erreicht, dass am 12. Juli 2012 seine 
Bücher ohne weitere Kontrollmaßnahmen 
überreicht wurden. 


Er trat am 10. Dezember wieder in den Hun- 
gerstreik, um durchzusetzen, eigene Klei- 
dung tragen zu können. Sadi, der bereits 
seit 4. Oktober gegen den Zwang der Häft- 
lingskleidung kämpft, hat auch hier einen 
Erfolg zu verbuchen und seine persönlichen 
Kleidungsstücke nach 29 Tagen Hunger- 
streik zurückbekommen. Die Knastverwal- 
tung hatte eine „elegante Lösung“: Er wur- 
de in eine andere Abteilung verlegt, in der 
es den Zwang, Häftlingskleidung zu tragen, 
nicht gibt. 


Begleitet wurde der Hungerstreik u.a. durch 
ein Solidaritätshungerstreikzelt in Bochum, 
einem Solihungerstreik in Wien und einer 
Kundgebung in Berlin, Innsbruck u.a.. Seit 
dem 3.1. unterstützte Faruk Ereren ihn durch 
einen Hungerstreik. 


In der Türkei haben politische Gefangene 
bereits 1984 gegen den Zwang der Einheits- 
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kleidung gestreikt, 
weil dieses ein An- 
griff auf die Würde 
An des Menschen dar- 
stellt. Dabei sind im 
Metris Gefängnis 
4 Gefangene im 
Todesfasten ums 
Leben gekommen. 
Todesfasten wird 
im Gegensatz zum 
Hungerstreik erst 
beendet, wenn ein 
Resultat erreicht ist. 


Auch Tommy Tank sollte im November in der 
JVA Torgau ebenfalls „Knastuniform“ tragen: 
„Heute wurde mit Erfolg gegen die Pflicht 
zum Tragen von Anstaltskleidung protestiert. 
Ich zog mich komplett nackt aus und verwei- 
gerte, die Haftklamotten jemals wieder anzu- 
ziehen.... Ich erklärte den Protest damit, dass 
uns die Anstaltsklamotten demütigen und nur 
dazu dienen, uns zu erniedrigen...... Es dau- 
erte erstaunlicherweise keine 10 Minuten — 
da erlaubte der Anstaltsleiter mir wieder das 
Tragen eigener Kleidung.“ ( Aus einem Brief 
von Tommy). Inspiriert war Tommy durch ei- 
nen Artikel zu Sadis Protest. 


Draußen wie drinnen wird einem nichts ge- 
schenkt von den Herrschenden. Leben mit 
Würde ist folglich nur im solidarischen Kampf 
gegen diese Verhältnisse möglich! 


So lange es also Elend, Unterdrückung, Hun- 
ger und Kriege gibt, wird diese Auseinander- 
setzung andauern. 


BICETGEULLEICH 
SZ TelkJiälssWet-TeT-1, 
LEI] E Life] a) 


Das 10. Internationale Sym- 
[ofoSJ[ölaswwel-Te[-1aWe KTe)F=1fe/aWa late -1i 
dieses Jahr in Berlin vom 15. 
März - 17. März statt. Das 
Symposium findet an der Tech- 
nischen Universität Berlin statt. 


Freitag, 15. März - Sonntag, 
17. März 2013 

Technische Universität Berlin 
Straße des 17. Juni 135 


erhielt, wo mir Hinweise gegeben wur- 
den, was ich jetzt noch für einen Antrag 
stellen könnte, tat ich dies, um doch noch 
die Ausbildung in Torgau fortführen zu 
können. Ohne dass darüber entschieden 
worden wäre, kam dann plötzlich die Zu- 
sage aus Dresden, dort den Betriebsin- 
formatiker absolvieren zu können. 


Ich werte das so, dass die Anstalt in 
Torgau es satt hat und mich in eine Be- 
schäftigung bringen will, damit ich denen 
nicht mehr soviel Arbeit mache. Wie es 
in Dresden weiter geht, wird sich noch 
zeigen. Die Ausbildung im IT-Bereich von 
der mir schon andere Gefangene erzählt 
haben, die diese dort absolviert haben, 
wird voraussichtlich dafür sorgen, dass 
es etwas ruhiger wird auf den Schreib- 
tischen der Abteilungsleiter, Anstaltsdi- 
rektoren und Richter der Strafvollstre- 
ckungskammer. 


Im Übrigen hat mittlerweile ein anderer 
Gefangener der Sicherheitsstation in 
Torgau nach einem Antrag auf Tragen ei- 
gener Kleidung einen positiven Bescheid 
erhalten. Zwar ist das eine Woche her, 
die Anstalt lässt ihn noch etwas schmo- 
ren, bis er dann endlich seine Sachen ab- 
holen kann. Doch das ist schon ein gutes 
Zeichen, dass vielleicht schon bald alle 
anderen von der erniedrigenden Pflicht 
zum Tragen von Knastkleidung verschont 
bleiben. 


Die Anstaltskleidung nicht mehr anzuzie- 
hen, wobei ich mich vor dem Beamten 
nackt auszog, bin ich der einzige, der sei- 
ne eigene Kleidung dann wieder tragen 
durfte. 

Viele der Betroffenen trauten sich nicht, 
wie ich aus Gesprächen erfuhr, da sie 
eine geringere Chance auf vorzeitige 
Entlassung oder Lockerungen des Voll- 
zuges befürchteten — und sich deshalb 
gezwungenermaßen anpassen und des- 
halb die Einheitskleidung akzeptieren. 


Ich hörte, Sadi Özpolat aus der JVA Bo- 
chum ist in den Hungerstreik getreten, um 
seine eigene Kleidung tragen zu dürfen. 
(siehe Artikel links, Anm. d. Red.) Ihm ist 
viel Erfolg zu wünschen. Es ist sicher 
schon jetzt nicht einfach für ihn, ständig 
ohne Kleidung nur in einem Leinentuch 
in der Zelle im Knast auf der Sicherheits- 
station zu sein. Da es keinen nachvoll- 
ziehbaren Grund für die Tragepflicht der 
Knastkleidung zu geben scheint, muss 
diese Anordnung des Knastdirektors als 
eine Schikane gegen die Gefangenen 
bewertet werden, die sie erniedrigen soll 
— womöglich um sie gefügig zu machen. 


» Schreibt den Gefangenen 


Tommy Tank 
JVA Dresden 
Hammerweg 30 
01127 Dresden 
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Schnüffeln - Razzen - Wegsperren 
S 129-Verfahren aus Sachsen dehnt sich jetzt auch auf Berlin aus 


Nach der Kriminalisierungswelle im Zuge der letzten Anti-Nazi-De- 
monstrationen erreicht die Repression jetzt auch Berliner Aktivist _ 
Innen. 


Es war einmal ein Landeskriminalamt (LKA) und zwar in Sach- 
sen... 

Trotz einer großen und extrem gewaltbereiten Nazi-Szene gelang 
es Antifaschist*Innen dort in den letzten Jahren häufiger, große 
Aufmärsche dieser Szene zu stoppen. Auch im Alltag wird den Na- 
zis seit dem mehr entgegen gesetzt. 


Die Reaktion der Behörden war trotz Lippenbekenntnissen Zur sog. 
„Zivilgesellschaft“ eine andere. Flächendeckende Handy Überwa- 
chung bei Dresdener Antifa Protesten im Februar 2011 gehörten 
dabei ebenso zum Repertoire wie auch amtsanmaßende Durch- 
suchungen des sächsischen LKAs in Thüringen oder die Konst- 
ruktion einer sog. „kriminellen Vereinigung“ mit überregionalen Er- 
mittlungsmöglichkeiten nach 8129 gegen verschiedene Menschen 
- das sind dabei nur die bisher bekanntesten Aktivitäten. 


Auffällig bei den „Ermittlungen“ nach 8129 ist jedoch die völlige 
Beliebigkeit der Vorwürfe. Ging es 2011 in Dresden noch darum, 
direkte Aktionen gegen Nazis zu kriminalisieren, wurde dem LKA 
schnell klar, dass die oft beschworene „Zivilgesellschaft“ hier nicht 
völlig tatenlos zusieht. 2012 wurden die Ermittlungen gegen den 
im Visier stehenden Personenkreis daher auf weitere mutmaßliche 
Aktivitäten ausgeweitet. In mehreren Durchsuchungen und Vorla- 
dungen wird Aktivist_Innen nun vorgeworfen, 2009 an einem nie 
aufgeklärten Brandanschlag gegen Fahrzeuge der Bundeswehr 
beteiligt gewesen zu sein, mit dem Kriegsgegner*Innen gegen den 
Einsatz der Bundeswehr in Afghanistan protestierten. 


Die Praxis der Beamten des LKA Sachsen geht dabei jedoch weit 
über das Versenden von Vorladungen hinaus. Unter Mithilfe ande- 
rer LKAs werden seit 2009 Observationen von Menschen in ver- 
schiedenen Bundesländern durchgeführt - so auch in Berlin. Hier 
wurde jemand aufgefordert, freiwillig eine DNA-Probe abzugeben, 
was er aber verweigerte. Manche Beschuldigte kommen ins Visier 
der Schnüffler, weil sie die selben Veranstaltungen besuchen, in 
den gleichen Hausprojekten übernachten oder einen sich über- 
schneidenden Freundeskreis haben. Andere, weil sie sich trotz der 
meist offenen Einschüchterung durch Überwachung nicht von den- 
jenigen distanzieren, die bisher beschuldigt sind. 


So wurde seit 2009 das linke Dresdener Wohnprojekt „Praxis“ vom 
LKA observiert und war gleichzeitig massiven Angriffen von Nazis 
aus der Region ausgesetzt: ein lebensbedrohlicher Brandanschlag 
2010, ein abgewehrter Nazi-Überfall im selben Jahr und ein weite- 
rer am 19. Februar 2011, als 250 Nazis unter wohlwollender Polizei- 
begleitung mit der Erstürmung des Hauses scheiterten. Ab diesem 


Solidarität mit Tim H. 


Am 16. Januar 2013 wurde Tim H. zu einem Jahr und 10 Monaten 
Haft ohne Bewährung verurteilt. 


Vorgeworfen wird ihm am 19. Februar 2011 im Rahmen der Akti- 
vitäten gegen den Naziaufmarsch in Dresden per Megaphon zum 
Durchbrechen einer Polizeikette aufgerufen zu haben. Das reichte 
dem Amtsgericht aus, um ihn wegen „besonders schweren Land- 
friedensbruchs“, „Körperverletzung“ und „Beleidigung“ zu beinahe 
2 Jahren Haft zu verurteilen. 

Nicht nur, dass es dafür keinerlei Beweise oder entsprechende 
Zeugenaussagen gab, der vorsitzende Richter machte auch keinen 
Hehl daraus, mit diesem Urteil ein Exempel statuieren zu wollen. 
Das Urteil zielt darauf auf AktivistInnen einzuschüchtern und ab- 
zuschrecken. 


Solikreis Dresden 
Tag wurden die 8129 Ermittlungen des LKA Sachsen öffentlich, da 
es zu verschiedenen Hausdurchsuchungen in Sachsen und darauf 
folgend auch in anderen Bundesländern kam. Aus „Rücksicht“ auf 
den Nazi-Angriff gegen das Wohnprojekt „Praxis“ wartete das LKA 
hier noch eine Weile mit der Hausdurchsuchung. 


Jüngstes Beispiel ist eine Festnahme in Dresden, bei der dem 
Beschuldigten vorgeworfen wird, einen Beamten angegriffen zu 
haben, die eine Party beenden wollten. Erstaunlich an diesem 
Vorwurf ist jedoch, dass der zum Beschuldigtenkreis Zugehörige 
bereits vor dem Polizeieinsatz im Dezember namentlich von den 
Beamten angesprochen wurde. Das Jobcenter schickte ihm eine 
Einladung, woraufhin er vor Ort vom LKA festgenommen wurde. 
Von da an saß er 3 Wochen in Untersuchungshaft und ist jetzt wie- 
der auf freiem Fuß. 

Bei der im NSU-Skandal deutlich zutage getretenen Vermengung 
von Sicherheitsbehörden und Naziszene drängen sich vor diesem 
Hintergrund folgende Fragen auf: 


- Warum ist das LKA Sachsen mit seinen offensichtlich austausch- 
baren Ermittlungsgrundlagen so stark daran interessiert, eine sog. 
„Kriminelle Vereinigung“ von Antifaschist*Innen zu konstruieren? 


- Gebraucht das LKA Sachsen neue Beschuldigungen wie z.B. den 
unaufgeklärten Brandanschlag gegen Bundeswehrfahrzeuge als 
Vorwand, um seine „Ermittlungen“ überhaupt noch weiter führen 
zu können? 


- Warum sieht die Bundesinnenministerkonferenz trotz der 
NSU-Morde und ihrer staatlichen Beihilfe weiterhin im „Linksext- 
remismus“ eine besondere Gefahr? Steht hinter den Ermittlungen 
der beteiligten Beamten des LKA Sachsen etwa politisches Kalkül? 


Ob sich verschiedene Schlapphüte hier lediglich ihre Legitimati- 
on auf Kosten von Aktivist*innen sichern wollen oder ob hier aktiv 
staatliche Unterstützung für Nazis das Hauptinteresse ist, bleibt 
offen. Die Betroffenen dürfen damit nicht alleine gelassen werden. 
Linke Politik verteidigen! 

Verfassungsschutz und Landeskriminalämter auflösen! 


Infos aus Dresden: www.hundertneunundzwanzigev.blogsport.de 


Solidaritätskonto bei der Roten Hilfe Berlin: 
Rote Hilfe e.V. 

Konto-Nr.: 4007 238 317 

BLZ: 430 609 67, GLS-Bank 

IBAN: DE55 4306 0967 4007 2383 17 

BIC: GENODEMI1GLS 

Stichwort: SolikreisDD 


„Das Urteil ist Ausdruck Umgangs des sächsischen Staates mit 
antifaschistischem Engagement und reiht sich ein in die Versuche 
Antifaschistinnen und Antifaschisten in Sachsen zu kriminalisieren 
und linke Praxis unmöglich zu machen. Das lassen wir uns nicht 
bieten!“ so eine „Initiative gegen die Kriminalisierung von Antifa- 
schismus“ aus Leipzig 

„Dieses Vorgehen kann nur als Versuch der Behörden gewertet 
werden, den Rahmen legitimen politischen Handelns einzugrenzen 
und all jene einzuschüchtern, die mit ihrer Politik über das Beste- 
hende hinauszuweisen versuchen.“ so die Initiative weiter. „Wir 
werden linke, antifaschistische Politik immer verteidigen. Unsere 
Solidarität gilt allen von Repression Betroffenen, nicht nur in Sach- 
sen.“ 


Bereits kurz nach der Verurteilung kam es zu zahlreichen Soliak- 
tionen. 


Verhaftung in Dresden 


— gt 


Am 20.12.2012 wurde unser Freund Ricardo 
verhaftet. Er ist einer der über 20 Beschuldig- 
ten im Dresdner $129- Verfahren. Der Vor- 
wurf, der zur Verhaftung führte, hat zunächst 
nichts mit dem 8129 zu tun, zeigt aber, dass 
Betroffene des Verfahrens eine „Sonderbe- 
handlung“ durch Ermittlungsbehörden und 
Justiz erfahren. 


In der Nacht zum 01.12.12 lösten Polizei- 
einheiten eine Free-Tek-Party in Dresden 
auf. Im Zuge dessen wurde Ricardo aus der 
Menge gegriffen. Nachdem ihm Handschel- 
len angelegt wurden, traten ihn die Beamten 
mehrfach, drückten ihn mit dem Gesicht an 
die Wand und besprühten ihn mit Pfeffer- 
spray. 

Aufgrund seiner Verletzungen forderte Ri- 
cardo nicht nur seinen Anwalt, sondern auch 
einen Arzt. Die Cops riefen den Rettungs- 
dienst, fuhren aber, als dieser am Neustäd- 
ter Bahnhof eintraf, sofort ab. Während der 
ganzen Zeit wurden Ricardos Personalien 
nicht aufgenommen. Trotzdem konnten die 
Beamten ihn mit Nachnamen ansprechen, 
was bereits mehrfach bei Betroffenen des 
8129-Verfahrens der Fall war. 


Für den Tag seiner Verhaftung hatte Ricardo 
einen Termin im Dresdner Jobcenter erhal- 
ten, der aber offensichtlich vom sächsischen 
LKA fingiert worden war um dort seine Fest- 
nahme durchzuführen. Der Haftbefehl we- 
gen Körperverletzung war am 06.12.12 vom 
Amtsgericht ausgestellt worden, das sich in 
den letzten Jahren allzu oft durch politisch 
motivierte Urteile, wie im Fall des kürzlich zu 
22 Monaten Haft verurteilten Tim, „hervortat“. 
In einem Brief aus der U-Haft berichtet Ricar- 
do über seine Festnahme und Verbindungen 
zum 8129- Verfahren: 


„Es war der 20.12.2012, als ich mich auf den 
Weg zum Jobcenter gemacht habe, um dort 
einen Termin wahrzunehmen. Zu diesem 
wurde ich von meinem Fallmanager „einge- 
laden“, obwohl anscheinend von vornherein 
klar war, dass ich ihn an diesem Tag gar nicht 
zu Gesicht bekommen würde... 

Kurz vor der Tür vom Büro kamen plötzlich 
von allen Seiten, teils vermummte B. auf 
mich zu und teilten mir mit, dass sie einen 
Haftbefehl gegen mich vollstrecken, während 
mir Hand- und Fußfesseln angelegt wurden. 
Der Grund für diesen Haftbefehl wurde mir 
zunächst nicht genannt. Anwaltlichen Bei- 
stand könne ich „später“ telefonisch informie- 
ren. Dann ging es über einen Nebeneingang 
nach draußen, wo ich in einen Kleinbus ver- 
bracht wurde. Der fuhr zunächst nur ein paar 


Redaktion 


Meter um die Ecke, 
wo ich dann sehen 
konnte, dass um 
2 weite Bereiche 
des Jobcenters 
jeine „Glocke“ mit 
einigen Zivilkräften 


gezogen wurde, 
zusätzlich zu den 
7-10 im Jobcen- 


ter drin. Darunter Zivis in PKW und einer 
mit Fahrrad. Ganz schön großes Aufgebot, 
dachte ich. Nach etwa einer viertel Stunde, 
die der Kleinbus, in dem ich gefangen gehal- 
ten wurde, in der Nähe des Jobcenters stand, 
kam ein weiterer Beamter zugestiegen, der 
sich als Herr Silex vorstellte. Er ist beim LKA 
tätig und ermittelt auch gegen mich u.a. we- 
gen der „Bildung einer kriminellen Vereini- 
gung“ nach $129- das Verfahren , welches 
seit 2009 gegen Teile der linken Szene in und 
um Dresden geführt wird. Aber überraschen- 
derweise ging es darum gar nicht an diesem 
Tag. Grund für den Haftbefehl war, laut Silex 
dass ich bei einer Party, die von B. aufgelöst 
wurde, einen Beamten gewürgt und geschla- 
gen haben soll. 


Vorgeworfen wird also eine Körperverletzung 
an einem B.. Nun wusste ich also, was der 
Grund für den Haftbefehl sein sollte und hab 
mich gefragt, welcher Richter solch einen 
Blödsinn unterschreibt. Aber hey.... wir sind 
ja in Dresden. Hier ist es schon lange nicht 
mehr angebracht, über Richter zu grübeln, 
denen egal ist, was ihnen vorgesetzt wird. 
Die unterschreiben sowieso jeden Antrag. 
Egal wie haarsträubend. Beim Haftrichter 
Hlavka am Amtsgericht wurde dieses Bild 
mal wieder bestätigt. Obwohl mein inzwi- 
schen informierter und anwesender Rechts- 
beistand klar argumentierte, dass der auf 
dem Haftbefehl aufgeführte Haftgrund der 
„Fluchtgefahr“ absurd ist, wollte mich Richter 
Hlavka weiter in Haft sehen, wogegen nun 
Rechtsmittel eingelegt wurden. 


Offensichtlich ist, dass die 8129? Ermittlun- 
gen nicht die Ergebnisse bringen, wie Silex 
und Co. sich das wünschen, trotz langjähri- 
ger Ermittlungen unter Einsatz ALLER poli- 
zeilichen Mittel, die verfügbar sind und nun 
irgendwas brauchen, um Druck zu machen. 
So erfolglos das auch sein wird. 

Nun sitz” ich erstmal in Untersuchungshaft 
in der JVA Dresden und warte ab, ob und 
wie lange sich diese Haft aufrecht erhalten 
lässt. In Anbetracht der Dresdener RichterIn- 
nenschaft die das zu entscheiden hat, gehe 
ich da zwar ohne Angst ran aber auch ohne 
Hoffnung. Die Zeit wird's zeigen. Ich bleibe 
kämpferisch. 


Die Faust zum Gruß 
Ricardo Krawallyo“ 


Auf Grund einer erfolgreichen Haftbeschwer- 
de ist Ricardo seit dem 9.Januar 2013 wieder 
draußen. 


hurzmeldungen bundesweit 


= Aachen: Gabriel Pom- 
bo da Silva wurde nach 

Spanien verlegt 

Der anarchistische Gefan- 

gene Gabriel Pombo da 

Silva wurde am 18. Januar 

von der BRD nach Spani- 

‘ den verlegt, wo er die „Rest- 
strafe“ für die Verurteilung 

in Aachen dort abbrummen muss. 

Ende Juni 2004 wurde er mit Jose Delgado 

u.a.bei Aachen festgenommen und zu 13 

Jahren Knast verurteilt. 

Zusätzlich erwarten ihn in Spanien auch 

noch weitere Jahre Knast, denen er sich 

durch seine Flucht entzogen hatte. 

Seine neue Adresse: 


Gabriel Pombo Da Silva 
Centro Penitenciario Madrid V 
Soto del Real 

28770 

A.C. 200 

Madrid 

Spain 


(red.) 


Hamburg: Hausdurchsu- 
chung in Hamburger 
Wohnprojekt 

Am 21. 1. brachen ca. 
20 Polizeibeamte die 
Hauseingangstür auf. 
Dabei wurden sämtliche 
Räumlichkeiten geöffnet, 
um einen der Bewohner 
ausfindig zu machen. Diesem Bewohner 
wird vorgeworfen, an einer kollektiven, 
versuchten Tötung beteiligt gewesen zu 
seien. Beschlagnahmt wurde sämtliches 
Schuhwerk, schwarze Kleidung, sowie den 
PC. 

Zu der angeblich, versuchten Tötung kam 
es am 1.1. vor einer Punkrockkneipe. Aus- 
löser des Streites war das offensichtliche 
Tragen von Nazi-Kleidung der Rechten. 
(red.) 


Kaisheim: Solidarität mit 
Rudolf Leuchtmann 
Bereits seit Mitte Dezem- 
ber befindetsich der rebel- 
lische Gefangene Rudolf, 
seit 18 Jahren inhaftiert, 
schon im Hungerstreik. 
Ü Doch die Knastleitung tut 
alles dafür, Informationen 
über Rudolfs HS und seine Forderungen 
nicht nach Außen dringen zu lassen. 
Seinen Forderungen u. a. nach Substituti- 
on in Haft, Schmerzfreiheit, Auflösung der 
Postzensur, Aufhebung seiner Haft in der 
Absonderungsabteilung, ist die Knastlei- 
tung bis jetzt nicht nachgekommen. 
Rudolf Leuchtmann 
Abteistraße 10 
86687 Kaisheim 


(red.) 
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Zur Lage der politischen Gefangenen in Indien 


Rore Hilfe Belgien - Belgische Sekfion der Rofen Hilfe Inrernarional 


Über die Situation der politischen Gefangenen zu sprechen ist eine 
schwierige Aufgabe für diejenigen die sich nicht täglich damit be- 
schäftigen und den politischen, sozialen und menschlichen Kontext 
dort nicht kennen. Darüber hinaus ist Indien ein riesiges Land und 
hunderte verschiedene Organisationen beanspruchen den Kampf 
für die Freiheit nach der Politik/Strategie von Mao. Schließlich sind 
dort eine Menge von verschiedenen Flügeln der Kommunistischen 
Partei Indiens (Maoist), welche sich nicht immer über das Pro- 
gramm der Aktion einig sind. Selbst nach der „Wiedergeburt“ im 
Jahr 2004 sind die Mitglieder immer noch geteilt, wie in der Ver- 
gangenheit und seit den großen Kämpfen von Naxalbari (1967), 
zum Beispiel wegen der Nützlichkeit von Front-Organisationen, die 
Arbeit in den urbanen Gebieten gegen die Arbeit auf dem Land, die 
Wichtigkeit der Vernichtung von Klassenfeinden und so weiter und 
so fort. 


Im Bezug auf die politischen Gefangenen jedenfalls können wir 
die CPl(Maoist) in drei größere Gruppen einteilen. Eine davon ist 
die Führung, Mitglieder des Zentralkomitees der Partei und von 
verschiedenen Bundesländern und regionalen Komitees welche 
in verschiedenen Knästen in Indien eingesperrt sind. Die zweite 
Gruppe machen die Gefangenen der „People's Liberation Guerilla 
Army“ aus, die Truppen der verschiedenen Front-Organisationen. 
Die letzte Gruppe sind Menschen die nicht direkt zu den Maois- 
ten gehören, aber dennoch Kontakte mit der Partei haben. Es gibt 
55 Gefangene die zur ersten Gruppe gehören. Die Namen sind 
ebenso unbekannt wie die Knäste wo sie inhaftiert sind. Sie sind in 
sechs unterschiedlichen Bundesländern des Landes untergebracht 
und die „bekanntesten“ Gefangenen sind Sushil Roy, Narayan Sa- 
nyal und Amithaba Bagchi. Die beiden ersten sind ziemlich alt und 
sehr krank. Die Anzahl der Gefangenen aus der zweiten Gruppe 
geht in die Hunderte und gehören zum größten Teil zu indigenen 
Stämmen. Hierzu gibt es allerdings keine Listen mit deren Namen. 
Die dritte Gruppe ist ebenso wichtig in der Anzahl der Gefangenen. 
Die Menschen sind vom Staat angeklagt Maoisten zu sein (wie die 
zwei anderen Gruppen auch), was sie allerdings bestreiten (im Ge- 
gensatz zu den zwei anderen Gruppen). Eins kann gesagt werden, 
die Situation ist sehr komplex. 


Da es keine Auflistung 
all der politischen Ge- 
fangenen die als Maois- 
ten angeklagt sind gibt, 
ist es ganz unmöglich 
die Bedingungen im 
Knast zu beschreiben. 
Aber eins kann als Bei- 
spiel genommen wer- 
den, welches sicherlich 
sehr bedeutend ist. 

Sushil Roy (gehört zur 

ersten Gruppe die oben erwähnt wird) ist ein Mitglied des Polit- 
büros der CPI(Maoist). Er ist Ende 70 und leidet an zahlreichen 
Beschwerden, das schlimmste davon ist ein Krebs im fortgeschrit- 
tenen Stadium. Er wurde am 21. Mai 2005 inhaftiert und er ist in 
nicht weniger als 18 Fällen des Mordes, der Gewalt, Auseinander- 
setzungen gegen den Staat, etc. angeklagt. Seitdem er im Knast 
ist hat er kaum eine Behandlung und einen entsprechenden Arzt 
gesehen, er hat nur noch wenige Monate zu leben. Im November 
letzten Jahres wurde er zum „All India Institute of Medical Scien- 
ce“ gebracht und auf Grund seines schlechten gesundheitlichen 
Zustandes auf Kaution freigelassen. Doch einige Wochen später 
entschied die Regierung West Bengalens, dass er ins Gefängnis 
zurück gebracht werden muss, weil er in einem anderen Verfahren 
angeklagt ist. Die Situation von Sushil Roy kann leicht mit der Situ- 
ation vieler politischen Gefangenen hier in Europa verglichen wer- 
den: Gefangene denen jegliche Behandlung für ihre Krankheiten 
verweigert wird, um zu leiden und letztlich in den Zellen zu sterben. 


Die Folter ist eine übliche Be- 
handlung für alle politischen 
Gefangenen, egal zu welcher 
dieser drei Gruppen die Gefan- 
genen gehören. 

Ein weiteres Beispiel ist der Soni 
Sori Fall, der durch die Mainstre- 
am Medien Öffentlich bekannt 
gemacht wurde. Soni Sori ist 
eine indigene Lehrerin und Men- 
schenrechtsaktivistin die verhaf- 
tet wurde weil sie eine Kurierin 
zwischen der CPI(Maoist) und 
einem Bergbauunternehmen im 
Fall einer Erpressung gewesen 
sein soll. Während der Haft bei 
der Chhattisgarh Staatspolizei, 
wurden ihr die Kleider vom Leibe 
gerissen und sie wurde mit Elek- 
troschocks gefoltert. Sie wurde 
außerdem während der Verhöre 
sexuell missbraucht. Sie wurde anschließend ins „Kolkata Medical 
College“ Krankenhaus gebracht, wo die Ärzte Steine entfernten, 
die ihr in den Rektum und in die Vagina brutal eingesetzt wurden. 
Heute ist Soni Sori weiterhin trotz der ganzen Untersuchungen in- 
haftiert. 


Vor Ort sind viele Organisationen und Kollektive die für die Freiheit 
der tausenden Gefangenen kämpfen. Die Meisten von denen sind 
Demokraten, Menschenrechts-/ Bürgerrechtsorganisationen und 
all diejenigen (die behaupten sie seien revolutionäre Frontorgani- 
sationen) werden vom Staat als Maoisten und als Illegale ange- 
klagt. Von Europa aus ist es unmöglich zu wissen ob sie sich selbst 
aufgelöst haben, oder ob sie im Untergrund arbeiten. 

Die Familien und die Solidaritätsgruppen organisieren Kampagnen 
mit Demonstrationen, Briefe an die Behörden, Hungerstreiks, etc. . 
In den Gefängnissen werden ebenfalls manchmal Solidaritätsakti- 
onen organisiert. Im Fall von Sushil Roy zum Beispiel forderten die 
maoistischen Gefangenen mit regelmäßigen Hungerstreiks seine 
Freilassung. Doch all die Unternehmungen sind recht dünn, weil 
sowohl die Familien und die Aktivisten draußen, als auch die Ge- 
fangenen drin ständig mit Repression konfrontiert sind. 


Die CPI(Maoist) selbst kämpft für die Freilassung ihrer Gefange- 
nen. Kürzlich, im November letzten Jahres, überfielen Dutzende 
von Guerilleros ein Gefangenenbus der vom Gericht zurück zum 
Knast fuhr. Bei diesem Angriff ist es acht Maoisten gelungen aus 
dem Bus zu entkommen und konnten in ihre Freiheit fliehen. Sie 
wurden bis heute nicht von den Behörden gefunden, obwohl sie 
mehrere Tage das Gebiet durchsuchten. 


Die Behörden haben ein effektives System aufgestellt das verhin- 
dert, dass die Gefangenen der CPl(Maoist) entkommen können. 
Jedes mal wenn einer von den Gefangenen auf Kaution frei ge- 
lassen wurde, wurde ein weitere gefälschter Fall gegen ihn oder 
sie von einem anderen Bundesland, wo er oder sie festgenommen 
wurden, aufgetischt. So wurden die Gefangenen, sobald sie die 
Türen des Knastes passiert haben, sofort wieder festgenommen. 
Die Polizei ist sogar schon während der Freilassung vor dem Ge- 
fängnis. Das ist das was Sushil Roy letzten Monat passiert ist, aber 
das ist das was jedem maoistischen Gefangenen passiert. 


Solidarität von Europa aus mit all den Gefangenen aufzubauen 
ist eine großartige, aber beschwerliche Aufgabe. Der erste Schritt 
wäre die Situation und die Bedingungen der Gefangenen zu veröf- 
fentlichen, die angeklagt sind Maoisten zu sein. Auf diesem Weg 
werden die europäischen Menschen wissen, dass Indien weit da- 
von entfernt ist die beste Demokratie der Welt zu sein! 


DER DRECKIGE KRIEG WIRD EUER ENDE SEIN: 
„EUCH ZUM TROTZ WERDEN WIR 
KURDISTAN BEFREIEN!“ 


ATESH - Für eine sozialrevolufionäre Perspehfive 


Am Abend des 09.01.2013 wurden die drei 
Revolutionärinnen er kurdischen Befreiungs- 
bewegung Sakine Cansiz (Sara), Fidan Dog- 
an (Rojbin) und Leyla Saylemez (Ronahi) 
in den Räumen des Kurdischen Informati- 
onszentrums in Paris ermordet. Sakine war 
Gründungsmitglied der Arbeiterpartei Kurdis- 
tans (PKK) und der kurdischen Frauenbewe- 
gung. Fidan war Vertreterin des Kurdischen 
Nationalkongresses (KNK) und Leyla Aktivis- 
tin der kurdischen Jugendbewegung. 


Der Mord an den drei Genossinnen liegt zeit- 
lich in einer kritischen Phase. Zu Beginn des 
neuen Jahres wurden erneut Friedensge- 
spräche zwischen dem türkischen Staat und 
dem seit 1999 inhaftierten Vorsitzenden der 
PKK Abdullah Öcalan aufgenommen. Dieser 
erneute Versuch zur friedlichen Losung des 
Konflikts wurde vor allem von der kurdischen 
Seite voller Hoffnung begrüßt. In dieser Pha- 
se der möglichen Annäherung wurden die 
drei bedeutenden Freiheitskämpferinnen in 
Europa kaltblütig hingerichtet. Gleichzeitig 
führt der türkische Staat in der Praxis die 
massive Repressionspolitik gegen die kur- 
dische Bewegung der letzten Jahre fort. Die 
Massenverhaftungen halten an und militäri- 
sche Operationen in Nordkurdistan, sowie 
Luftangriffe auf die Kandilberge in Südkurdis- 
tan/Nordirak werden weiterhin durchgeführt. 
Allein in den ersten 16 Tagen dieses Jahres 
wurden 116 Menschen festgenommen und 
57 Verhaftet. Bei den militärischen Operati- 
onen verloren 25 Guerillas in Nordkurdistan/ 
Türkei und bei den Bombardierungen der 
Kandilberge sieben Guerillas ihr Leben. Und 
auch die Rhetorik der türkischen AKP-Regie- 
rung widerspricht sich zum Teil. Auf der einen 
Seite gibt sie sich gesprächsbereit, auf der 
anderen Seite lässt der Ministerpräsident Er- 
dogan seinen Vernichtungswillen gegen das 
„unangepasste“ kurdische Volk verlauten. 


Verständlicherweise erklärt die kurdische 


mu“ 


Befreiungsbewegung nun, dass die Voraus- 
setzung für eine Aufnahme von erfolgreichen 
Friedensgesprächen, die Aufklärung der 
Morde in Paris ist. Das bedeutet, die wirkli- 
chen Verantwortlichen ausfindig zu machen. 
Es ist offensichtlich, dass es sich bei dem 
Attentat um eine geplante, politische Aktion 
gehandelt hat. Diese Morde tragen die Hand- 
schrift der Kriegsprofiteure, die an einem 
Frieden in Kurdistan und einem Beispiel für 
die friedliche Lösung von Konflikten im Na- 
hen und Mittleren Osten kein Interesse ha- 
ben. Ihr Interesse ist das Geschäft mit dem 
Krieg, für dessen Erhalt sie alles tun werden. 
Die kurdische Bevölkerung in Kurdistan, in 
Europa und überall auf der Welt lässt sich 
nicht einschüchtern. Millionen Kurdinnen 
und Freundinnen gingen in den vergangenen 
Tagen auf der ganzen Welt auf die Straße. 
Die jüngere Schwester der 25-jährigen Leyla 
erklärte in ihrer bewegenden Rede auf der 
Großdemonstration am Samstag, den 12.01. 
in Paris an der etwa 100.000 Menschen teil- 
nahmen: „Euch zum Trotz werden wir Kurdi- 
stan befreien.“ 


Mit tiefer Trauer im Herzen und grenzenloser 
Wut im Bauch leben Sakine, Fidan und Leyla 
und alle anderen gefallenen Genossinnen in 
unserem weltweiten Kampf weiter. 


ATESH - 

Für eine sozialrevolutionäire Perspektive 
(http://atesh.blogsport.eu) 
TATORT-Kurdistan - Hamburg 
(http://tatortkurdistanblogsport.de) 

ISKU - Informationsstelle Kurdistan e.V. 


SEHID NAMIRIN 
- Die Gefallenen sind unsterblich 


Für weitere Infos und Analysen www.isku.org 
mit einer Sonderseite zu Sakine, Fidan und 
Leyla 


hurzmeldungen infernafional 


Italien: Maurizio Ferrari 
ist wieder frei! 

Mau war wegen der 
Proteste der „No TAV“ 
Bewegung gegen Hoch- 
geschwindigkeitsstrecke 
von Turin- Lyon mehrere 
Monate eingesperrt. 

Seit dem 4.12.12 ist er wieder frei. Er 
grüßt alle GenossiInnnen! 

Weiterhin sagt er: „Es lebe die internati- 
onale Solidarität! Der Kampf geht weiter!“ 
Mau war Mitglied der Roten Brigaden der 
ersten Stunde und deswegen 30 Jahre im 
Knast. 

Ein langes Interview mit ihm zur Moro-En- 
führung ist im GI 340 veröffentlicht wor- 
den. (red.) 


Irland: Gefangene Re- 
publikanerin Marian 
Price darf nicht zum Be- 
gräbnis ihrer Schwester 
Die schwerkranke republi- 
kanische Gefangene Ma- 
rian Price darf nicht zum 
we Begräbnis ihrer Schwe- 
ster Dolours. Dolours 
Price starb 23.1. in Dublin,. Ihre Schwester 
Marian findet sich seit über einem Jahr in 
Einzelhaft, im Sommer 2012 erklärte ein 
Ärzteteam der UNO, sie sei zu krank, um 
an ihrem Prozess teilzunehmen. 
Beide gehörten in den frühen 1970er Jah- 
ren zu den ersten Frauen, die Mitglieder 
der IRA wurden. (red.) 


Mexiko: Internetakti- 
visten setzen Nachricht 
der Zapatisten auf die 
Website des mexika- 
nischen Verteidigungs- 
= ministeriums 
BE Internetaktivisten hack- 
ten am 16.1. Website 
des mexikanischen Verteidigungsmini- 
steriums. Insgesamt drei Mal gelang es 
ihnen, eine Videobotschaft auf die offizi- 
elle Homepage zu laden, welche jeweils 
über mehrere Minuten für die Besucher 
sichtbar war. Diese Aktion verübten Inter- 
netaktivisten, die sich selbst als Teil des 
internationalen Netzwerks Anonymous 
bezeichneten. (red.) 


USA: Der Tierbefreiungs- 
aktivist Gavin Medd-Hall 
wurde am 18. Januar 
2013 nach vier Jahren 


lassen. Gavin wurde im 
Januar 2009 inhaftiert 
und zu 8 Jahren Gefäng- 
nis verurteilt. Ihm wurde Erpressung und 
Konspiration gegen den Tierversuchskon- 
zern Huntingdon Life Sciences (HLS) vor- 
geworfen. Als Teil der SHAC-Kampagne 
wurde er schließlich inhaftiert. 

Gavin war einer der „UK SHAC 7“-Gefan- 
genen ( http://www.shac.net/features/pri- 
soners.html) (red.) 
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TYP-F - DER FILM (F-TIPI FILM) 


Der Film über die Isolationsgefängnisse in der Türkei ist seit Dezember 


2012 in den Kinos. 


Die erste Filmpremiere fand 
am 19. Dezember 2012 in 
Istanbul statt, zur ersten 
Aufführung und Premiere in 
Deutschland kam es am 22. 
Dezember 2012 in Berlin-Neu- 
kölln im Karli Kino. Das Kino 
war voll, rund 500 Besuche- 
rinnen waren anwesend. 
Weitere Premieren folgten in 
Bruxelles, Paris, London und 
in Wien. 

Neun verschiedene Regis- 
seure haben neun verschie- 
dene Geschichten aus und 
über Hochsicherheitsgefäng- 
nissen, namens F-Typ und 
deren Folgen verfilmt. 


PROSE TASARIM: [a a hr] 


Die Premiere in Berlin 


In der Eröffnungsrede wurde 
zuerst berichtet was die Isolati- 
onshaft ist und warum der Film 
dazu produziert wurde. Unter anderem wurde berichtet dass der 
Film nach drei jähriger Vorbereitung und Zusammenarbeit entstan- 
den ist. Der Filmkoordinator und Grup Yorum Bandmitglied Inan 
ALTIN hat in seinem Redebeitrag folgendes betont: Die moderne 
Isolationshaft ist längst Teil einer imperialistischen Politik, die vor- 
her international in ihrer Umsetzung z.B. auch in den USA, Irland, 
Deutschland, Italien, Spanien angewandt wurde. 


Die Umsetzung der Isolationshaft in Form von Typ-F Gefängnissen 
ist in der Türkei auf einen großen Widerstand gestoßen. Die Gefan- 
gene haben sich gewehrt sich in die Typ-F Gefängnisse transportie- 
ren zu lassen. Im Jahr 2000 haben rund 10.000 türkische Soldaten 
und Wiärter, zeitgleich 20 Gefängnisse mit allen denkbaren Waffen 
grausam gestürmt. 28 Gefangene wurden dabei getötet, hunderte 
verletzt. Auch nach diesem Massaker ging der Widerstandskampf 
in den F-Typ Gefängnissen und auch draußen weiter. Hunderte 
Gefangene haben den Hungerstreik im Form eines „Todesfastens“ 
dort fortgeführt, der als weltweit umfangreichster und längster Hun- 
gerstreik in die Geschichte eingegangen ist. 122 Gefangene sind 
in diesem Hungerstreik umgekommen, über 600 Gefangene sind 
in Folge des andauernden Hungerstreiks durch das Wernicke-Kor- 
sakow-Syndrom schwer betroffen. In den fast 30 F-Typ Gefängnis- 
sen der Türkei ist die Isolationsfolter heute immer noch eines der 
aktuellsten Themen, auch wenn durch die Kämpfe einiges erreicht 
wurden ist. Weiterhin meinte Inan Altin, der Typ-F Film versuche 
dieses Thema vor die Augen der breiten Massen tragen. 


Nach seinem Redebetrag kamen die Regisseure Ezel Akay, Reis 
Celik, Ilker Altınay, Hüseyin Karabey, der Regisseur von dem Doku- 
mentarfilm „Sessiz Ölüm”, „Der Stille Tod” im Jahr 2000 über Isolati- 
onshaft in Europa und den USA gedreht hat und die DarstellerInnen 
Fırat Tanıs ve Gizem Soysaldı auf die Bühne. Sie erzählten warum 
und wie sie an dem Film teilgenommen haben. Fast alle äußerten 
den Wunsch für den Film zu werben, damit mehr Menschen über 
Isolationshaft als eine sogar von UNO anerkannte Foltermethode 
Bescheid wissen und sie bekämpfen können. 

Die Redebeträge fanden großen Beifall. 


Mehmer Bahir 
Fotos von D. Rupfer 


Die Filmkritik 


Der Typ-F Film ist kein Dokumentarfilm. Er behandelt darstellerisch 
die Isolierungsmaßnahmen in Hochsichterheitsgefängnissen des 
Typ-F. Neun voneinander unabhängige Geschichten, die doch Teil 
des Gesamtbilds bilden... Sie stellen in unterschiedlichen Aspekten 
die Isolationsbedingungen und deren Wirkungen dar. Wenn man 
nicht wüsste dass der Film von neun Regisseuren und aus neun 
unterschiedlichen Geschichten gemacht ist, würde man sich ein 
Konzept entwickelt von einem Regisseur vorstellen. Die einzelnen 
Teile sind harmonisch aufeinander abgestimmt. Entstanden ist ein 
sehr guter Kinofilm. Filmtechnisch gesehen ist der Film zweifelslos 
sehr kreativ, umfangreich und ist eine erfolgreiche Filmographie. 
Das Inhaltliche kann selbstverständlich nicht ausreichend genug 
sein, vor allem für die, die Typ-F Gefängnisse Vorort kennen und 
selbst erlebt haben. Für die allgemeine Zuschauerlnnen aber, ist 
der Film sicherlich umfangreich genug und interessant. 

Der Filmvorspann ist mit der Animation des Blicks ins Typ-F Ge- 
fängnis besonders gut geworden. Die Animation führt in das Laby- 
rinth des Typ-Fs und schafft es ein Bild zu entwerfen wohin es geht. 
Ein anderer Erfolg des Films ist, die reale Räumlichkeiten geschaf- 
fen zu haben. Da es für die Verhältnisse der Türkei kaum möglich 
ist in echten Räumlichkeiten eine Drehgenehmigung zu bekom- 
men, haben die Filmemacher sich die große Mühe gemacht im 
Maßstab 1:1 ein Film-Plateau, ein Typ-F Gefängnis zu errichten, 
bzw. zu bauen. 


Unbeabsichtigt können manche der Darstellungen zu Verharm- 
losungen der realen Brutalitäten der Typ-F Gefängnisse bei den 
Zuschauerlnnen führen. Alles was in den Typ-Fs passiert ist ein- 
heitlich und zentral festgelegt. Hier erlaubt, dort nicht, gibt es nicht, 
zumindest in den Fällen in welchen es um Freiheiten und um mehr 
Rechte geht. 

Es ist doch klar und verständlich, dass vieles was gerne realitäts- 
getreu darstellt werden sollte, nicht so dargestellt werden konnte. 


Der Film zeigt, was die Herrschenden erschaffen haben und auf 
welche Weise die Gefangene dagegen Widerstand leisten. 


Was an dem Film fehlt 


Als ein Kenner von mehreren Typ-F Gefängnissen erlaube ich mir 
hier noch kurz zu erläutern was an dem Film fehlt: 

Ab dem Jahr 2000 bei der Einführung des Typ-Fs und in den fol- 
genden ersten Jahren war und ist es bis heute noch „verboten“ 
irgendwelche Bilder etc. an die Zellenwände zu kleben, anzubrin- 
gen. Sie wurden sofort beim nächsten Wärtereintritt in die Zelle 
abgemacht und beschlagnahmt. Schon am Anfang des Film, die 
Szenen zeigen sogar die Anfangsjahre des Typ-Fs, sieht man z.B. 
ein schön selbstgemachtes Plakat „Yasasin 1 Mayis — Es lebe der 
1. Mai“ an der Wand hängen. Auch wenn die Wärter rein kommen, 
bleibt es noch hängen. So eine Szene täuscht leider. Das war und 
ist im Typ-F nicht möglich. Wenn dies auf eine Ausnahme hindeu- 
ten sollte, dann sollte man es auch inszenieren, da Ausnahmen die 
Regeln nicht bestimmen. 

An den Feiertagen oder an den Wochenenden ist weniger Wär- 
terpersonal vorhanden als an sonstigen Tagen. Morgens ca. um 
08:00 Uhr und Abends bei Sonnenuntergang wird die Anwesenheit 
der Gefangenen überprüft(!), die Kontrollen gemacht ob alles an 
dem Platz ist. Die Hoftür der Zelle wird aufgemacht. Ganz beson- 
ders wird das Obstmesser, dem die Spitze abgesägt ist, kontrolliert 
(leider sieht man im Film das Messer ungesägt!). Es sind im Durch- 
schnitt 8-10 Wärter die reinstürmen und blitzschnell aufgeteilt alles 


abchecken. In den Dreierzellen sind die Gefangenen zu dritt, des- 
wegen müssen(!) sie ja mehr als doppelt so viele wie Gefangene 
erscheinen. Eine Machtdemonstration aus Angst, versteht sich. Im 
Film sieht man eher Wenige. Bei der monatlichen Durchsuchungs- 
razzia stürmen sie mit einer anormalen Zahl rein. Sie können 15 
bis 20 sein. Sie bestehen aus Gendarmen mit Baseballschlägern 
in der Hand, aus Offizieren, aus Wärtern und Gefängnisdirektoren. 
Sogar ein Technikfachmann ist meist auch dabei um von seiner 
Fachkenntnis bei der Durchsuchung Gebrauch machen zu kön- 
nen. 

Bestimmte Farben, unter anderem wie z.B. rote gefärbte Stoffe, 
sind gezielt nicht erlaubt. Schon ganz am Anfang des Film am Hals 
einer Gefangene sieht man ein rotes Halstuch. 

Regisseur Ezel Akay hat zwar sein Thema gut dargestellt aber es 
zeigt nicht die Realität des Typ-Fs: In den Type-Fs ist es kaum 
möglich und erlaubt Pflanzen anzupflanzen. Angenommen man 
hat es irgendwie ermöglicht durch getrocknetem Tee, Betonstaub 
usw., Erde zu beschaffen und auch unauffällig geschafft hat die 
Pflanze einen Monat lang vor den Wärtern zu verstecken. Nach 
höchsten einem Monat während der monatlichen Durchsuchun- 
gen wird sie entdeckt, bevor sie so gewachsen ist wie im Film 
zusehen. In seinem Filmabschnitt sieht man aber wie die Wärter 
dem Wachsen der Pflanze zusehen und es zulassen, das sie mehr 
als einen Monat alt wird. Das Simit, eine Art Brezel, zum Essen gilt 
als „Kostbarkeit“ und wird nicht im Typ-F zu haben sein. Diesen 
Gefallen will man den Gefangenen nicht machen! Ezel Akay, spielt 


diese Szene selbst, hat ein Simit in der Hand und teilt ihn sogar mit 
dem Wiärter. Das ist real nicht möglich. Dazu noch so persönliche/ 
private Gespräche, wie er mit dem Wärter führt ist nicht möglich 
und nicht erlaubt. Annäherungsversuch an Gefangenen sind ver- 
boten! Selbst wenn der Wärter es wollte, könnte er es nicht. Denn 
die Korridore in denen der Wärter im Film steht, sind von Videoka- 
meras rund um die Uhr überwacht. Und ... schon gar nicht ist es 
als einzelner Wärter möglich mit den Gefangenen ins Gespräch zu 
kommen. Sie sind immer mindestens zu Zweit. 


Repressionen in der Türkei zum Film 


Die Filmmacherlnnen berichten von Zensur, Repressionen und 
Einschüchterungsversuche im Zusammenhang mit dem Film in 
der Türkei. Wie es auch in Istanbul der Fall ist, wird z.B. Filmplaka- 
te aufhängen verboten. In vielen Städten versucht die Polizei das 
Werben für den Film unmöglich zu machen. Manche Kinos wur- 
den durch die Polizei bedroht. In mehreren Kinos wurden die Zu- 
schauerlInnen vor- und nach der Vorstellung von der Polizei durch 
Ausweiskontrollen belästigt und eingeschüchtert. Trotzdem wurde 
der Film bisher in drei Wochen von ca. 70.000 Menschen besucht. 


Mehr Infos: 

http://www ftipifilm.com/ 
http://www.moviepilot.de/movies/f-tipi 
http://www.cinemaxx.de/Programm/Film/Typ-F/20674 


[Türkei] Hausdurchsuchungen und Verhaftungen gegen 


Grup Yorum Mitglieder und Rechtsanwältinnen 


Am 18.1.13 um 4 Uhr morgens wurden 20 Vereinsräume türkischer 
Menschenrechtsgruppen sowie Wohnungen von Anwältinnen in 7 
Städten zeitgleich von Hundertschaften der Polizei teils unter Hub- 
schraubereinsatz gestürmt. 


Darunter befindet sich das Anwaltsbüro des Volkes (HHB), der 
Progressive Juristinnenverband (CHD), das Idil Kulturzentrum der 
Band Grup Yorum, das Büro der sozialistischen Wochenzeitung 
Yürüyüs sowie der Verein der Angehörigen von Gefangenen-TAY- 
AD. 

Das Studio der populären türkischen Band Grup Yorum wurde ver- 
wüstet, die Musikinstrumente zerstört. Alle anwesenden Band Mit- 
glieder wurden festgenommen. 

Ein neues Album, welches in Kürze veröffentlicht werden sollte, 
wurde beschlagnahmt. 

Konzerte der Band in Deutschland waren im März in Berlin und im 
Juni in Düsseldorf geplant gewesen. 


Es kam des Weiteren zur Festnahme der in den Vereinen anwe- 
senden Anwälte. Gegen weitere im Ausland befindliche Kollegen 
wurden Haftbefehle erlassen. 


Insgesamt wurden an diesem Tag mindestens 85 Personen festge- 
nommen. Als Vorwand dafür wird die Unterstützung der revolutio- 
nären linken Partei DHKP-C angegeben. 

Die betroffenen Rechtsanwaltsbüros vertraten in der Vergangen- 
heit zahlreiche Menschen, welche aufgrund ihres Kampfes für eine 
fortschrittliche Türkei der staatlichen Repression ausgesetzt waren. 
Am Tag nach den Festnahmen zogen zahlreiche Menschen u.a. 
Rechtsanwaltskollegen der Verhafteten vor das Istanbuler Poli- 
zeipräsidium, um ihre Freilassung zu fordern. Die Kundgebung, 
welche zeitweise in Form eines Sitzstreikes stattfand wurde durch 
die Polizei mit Gas Granaten und durch Wasserwerfer welche mit 
Reizgas versetztes Wasser versprühten angegriffen. 


Auch Darsteller und Regisseure des aktuell in den europäische Ki- 
nos gezeigten Filmes „F-Typ“ nahmen an diesem Protest teil. Der 
Schauspieler Hüsnü Yildiz wurde dabei schwer verletzt. 

Allein in Istanbul wurden bei Protesten in diesen Tagen weitere 67 
Menschen verhaftet. 


Redahfion 


Im Istanbuler Viertel Okmeydani kam es daraufhin am Abend zu 
massiven Auseinandersetzungen zwischen protestierenden Ju- 
gendlichen, welche von der Bevölkerung des Viertels unterstützt 
wurden und der Polizei. 


Auf Internetportalen drückten zahlreiche Künstler, Rechtsanwälte, 
Abgeordnete sowie Menschenrechtsvereine ihren Protest gegen 
die Repression sowie ihre Solidarität mit den Betroffenen aus. 

Am 20.01.13 wurden dann nach weiteren massiven Protesten 
u.a. vor dem Gerichtsgebäude, in welchem eine erste Anhörung 
stattfand einige der verhafteten Künstler und Rechtsanwälte freige- 
lassen, mindestens 65 befanden sich zu diesem Zeitpunkt jedoch 
weiterhin in Haft. 


Während vor dem Gerichtsgebäude eine Protestkundgebung statt- 
fand, kam es im Gericht zu Angriffen und Verletzungen gegenüber 
den verteidigenden Anwälten. 


Mehrere Festgenommene berichteten nach ihrer Freilassung, dass 
sie während ihrer Haft Misshandlungen durch die Polizei ausge- 
setzt waren und nicht mit Essen bzw. Getränken versorgt wurden. 
Die Homepage der türkischen Justiz Akademie wurde daraufhin 
am Montag dem 24.1.13 von der Hackergruppe „Redhack“ atta- 
ckiert und befand sich für einige Zeit unter deren Kontrolle. 
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Auf zur Solidarität mit Georges 
Ibrahim Abdallahl! 


Freiheit 


für g 
Georges Ibı 
Abdalla| 


politischer 
= _2annener 
Mit der Besatzung des Libanons und der Vertreibung der Wider- 
standskämpfer, die gegen die Besatzung Palästinas gekämpft ha- 
ben, hat der Widerstandskampf Anfang der 80er Jahre eine inter- 
nationale Dimension erreicht. 

In Frankreich wird Georges Ibrahim Abdallah deshalb im Jahre 
1984 festgenommen. Im Juli 1986 wird er zunächst zu 4 Jahren 
Haft verurteilt, weil er mit gefälschten algerischen Papieren reist 
und im illegalen Besitz von Waffen ist. Erst im März 1987 wird er 
nachträglich zu lebenslanger Haft verurteilt, mit der Begründung, 
gemeinsam mit der FARL (Fraktion revolutionärer Libanesen) im 
Jahre 1982 an der Planung und Durchführung von Attentaten ge- 
gen den israelischen Diplomaten Barsimentov und den amerikani- 
schen Militärattach& Ray beteiligt gewesen zu sein. Der Nachweis 
darüber wurde jedoch nie eindeutig erbracht und wo es im Zweifel 
für den Angeklagten heißen sollte, wurden fadenscheinige Indizien 
hervorgebracht. Auch Yves Bonnet, damaliger Leiter der französi- 
schen Direction de la Surveillance du Territoire (DST; ähnlich dem 
Verfassungsschutz in Deutschland) gab erst kürzlich zu, dass Ge- 
orges Abdallah schon längst frei sein müsste! 


Zumindest seit 1999 ist seine offizielle Haftzeit abgelaufen. Seit- 
dem sind seine Anwälte mehrfach mit ihren Versuchen gescheitert, 
vor den französischen Gerichten seine Haftentlassung zu bewir- 
ken. Neunmal wurde dies durch die aufeinanderfolgenden Regie- 
rungen verhindert, die gegen die Entlassung, unter dem Druck der 
US- und zionistischen Politik in Berufung gegangen sind. 


Zuletzt wurde seine Freilassung am 21. November 2012 vom 
französischen Gerichtshof angeordnet. Trotz einem weiteren Be- 
rufungsverfahren durch die Staatsanwaltschaft wurde das Urteil 
jedoch endgültig am 10. Januar 2013 bestätigt — Georges Ibrahim 
Abdallah sollte aus der Haft entlassen werde. Die Umsetzung des 
Urteils war an die sofortige Ausweisung in den Libanon geknüpft. 
Den Termin am 14. Januar, der dies ermöglicht hätte, hat der fran- 
zösische Innenminister Manuel Valls absichtlich verstreichen las- 
sen, indem er den Ausweisungsbescheid nicht unterzeichnete. 
Daraufhin hat das Vollzugsgericht einen neuen Termin festgelegt, 
demzufolge sollte Georges bis 28. Januar auf seine Entlassung 
und Abschiebung warten. 

Auf die verweigerte Unterschrift der Ausweisungsurkunde folgt, 
eine Woche später, die erneut eingelegte Berufung durch die 
Justizministerin Christiane Taubira, um die angeordnete Haftent- 
lassung zu verhindern! Das bedeutet, dass Georges auch am 28. 
Januar keine Chance darauf bekommt, in die Freiheit entlassen zu 
werden. Bis zur Prüfung der Berufung ist erstmal kein neuer Termin 
festgesetzt und dies kann bis zu zwei Monate dauern! 


Gegen diese Willkür des französischen Systems, der Georges Ab- 
dallah ausgesetzt ist, hat sich im Laufe der Jahre eine breite Welle 


Solidariräfskomiree Georges Ibrahim Abdallah 


der Solidarität gebildet. Besonders seit dem Urteil im Jahre 2003, 
das erstmals seine Freilassung anordnete, vermehrten sich diese 
Protestaktionen, die seine Entlassung fordern. 

Gleich nachdem die Öffentlichkeit davon erfuhr, dass der Innen- 
minister die Unterzeichnung des Ausweisungsbescheides verwei- 
gerte, verwandelten sich die Vorbereitungen zu den Feierlichkeiten 
für Georges Empfang im Libanon in eine spontane Protestaktion 
vor der französischen Botschaft in Beirut, wo seitdem seine Freun- 
de, Familie und Genossen in einem Sit-In ihre Empörung deutlich 
machen. Parallel dazu finden täglich weitere Aktionen im ganzen 
Libanon statt, bei denen die Aktivisten vor und in den französischen 
Institutionen ihren Widerstand zum Ausdruck bringen. Am 19. Ja- 
nuar flogen ca. 150 Kilo verfaulte Tomaten auf die französische 
Botschaft. 

Sowohl in Frankreich, als auch in Belgien, Deutschland, Italien, 
Schweden, Tunesien, Palästina, Jordanien, Brasilien und Argenti- 
nien finden immer mehr solidarische Aktionen statt. 

Dabei wurden in Frankreich am 19. Januar Aktivisten und Freun- 
de von Georges Abdallah gewaltsam daran gehindert ihren Protest 
vor dem Innenministerium zum Ausdruck zu bringen. 40 der 130 
Demonstranten wurden zeitweise sogar von der Polizei verhaftet. 
In Deutschland haben am 5. und 19. Januar zwei Kundgebungen 
die Freilassung von Georges gefordert und in einem offenen Brief 
dazu aufgefordert Solidarität zu zeigen und Druck auf die französi- 
sche Regierung auszuüben. 


Georges hat sich mittlerweile in einer Audiobotschaft an die Solida- 
ritätsbewegung gewandt: 


„ Von hinter den abscheulichen Gittern sende ich meine bes- 
ten Grüße an meine Schwestern und Brüder, Genossinnen 
und Genossen und die Solidaritätsbewegungen. Dank eurer 
Anstrengungen und solidarischen Initiativen in den letzten Jah- 
ren rückt die Heimat am Horizont näher, durch eure geballten 
Fäuste und erhörten Stimmen und trotz der weiten Entfernung, 
die uns trennt. Mehr als je zuvor verwehrt es mir meine Lage, 
länger als ein paar Minuten zu euch zu sprechen. Der Staats- 
anwalt wird jedes Wort, das ich (in dieser Botschaft) sage unter 
die Lupe nehmen, um darauf zu bestehen, meine Entlassung 
zu verhindern. So hat eres am Donnerstag, den 10. Januar im 
Prozess gemacht und so wird es wahrscheinlich auch am 28. 
Januar sein. 

Wie immer sind die verdächtigen Wörter Palästina, palästinen- 
sische Gefangene, palästinensische Genossen, Widerstand, 
Widerstandskämpfer insbesondere im Libanon, genau wie 
Besatzung, Zionismus, Imperialismus und auch jede Andeu- 
tung von mir zu den Volksbewegungen die sich gegen Impe- 
rialismus, Zionismus und ihre Stellvertreter richten. Dies alles 
wird der Staatsanwalt als Begründung heranziehen, um meine 
Freilassung zu verhindern. Genossen und Freunde, eure Soli- 
darität ist das, was am Ende die imperialistischen Regierungen 
dazu zwingen wird, das Gesetz zu respektieren. Dieses Ge- 
setz, das sie immer mit Füßen getreten haben, wenn es nicht 
mit ihren Interessen übereinstimmte. 


Auf, zum Entlarven des Missachtens der Gesetze durch die 
Imperialisten! Auf, zum Entlarven ihrer abscheulichen Manö- 
ver! Und Ja zur Solidarität mit den palästinensischen Gefan- 
genen in den Katakomben der Besatzung! Ruhm und Ehre 
unseren treuen Märtyrern. 


Mit den besten Grüßen, 
euer Bruder und Genosse Georges Abdallah.“ 


Kontakt: georgessolidaritaet@gmail.com 


Briefe von Gefangenen 
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Brief von Ronald Haug vom 12.12.2012 
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Wir dokumentieren hier einen Teil des Beitrags 
von Ronald Haug, der uns bereits im Dezember 
einen langen Brief zukommen hat lassen. (Dan- 
ke hierfür!) Wir veröffentlichen an dieser Stelle 
nur den ersten Teil. Die weiteren Teile werden 
wir auf der Homepage veröffentlichen. 


Ein Kommentar aus der JVA Stammheim, zur Sendung „Fakt ist...“ 
ausgestrahlt am 10. Dezember 2012 vom MDR. 

Ich war schon häufig angeklagt u.a. wegen Beamtenbeleidigung, 
Angriff auf Polizeibeamte, Widerstand gegen die Staatsgewallt, 
wegen schweren Eingriff in den Straßenverkehr, damals habe ich 
einen NPD-LKW mit einem 11kg Stein zum stehen gebracht. Leider 
war dieser schon von der Polizei beschlagnahmt gewesen. Ich haben 
schon oft mit der Deutschen Justiz zu tun gehabt. Dadurch konnte 
der Bericht bei mir keine Verwunderung mehr auslösen. 

Nun werde ich als Haschbesitzer angeklagt und in der JVA Stamm- 
heim festgehalten. 

Hauptschüler, keinen gelernten Beruf, Antifaschist, Punker, politisch 
links/libertär. Alles gute Voraussetzungen schlecht vor Gericht da zu 
stehen. Unabhängig von Unschuld o. Schuld, die Herkunft machts! 


Ronald H., Häftling in der JVA Stammheim. 
Schickt es an die Gefangenen Info und stellt es ins Netz. 
Kämpferische Grüße aus Stammheim! 


Danke 


Die Zahlen sind aus der Sendung ... der Rest ist eher ein Erfah- 
rungsbericht. Wer schon einmal Polizisten als Prozessgegner hatte 
weiß um die Ungerechtigkeit, der Lüge der sie sich bedienen. Und 
sie haben nichts zu befürchten. Außer unseren Hass. 


Vorsicht Falle... die Deutsche Justiz 


Es muss Mensch Angst und Bange werden, wenn man, aus wel- 
chen Gründen auch immer, in die Fänge der deutschen Justiz gerät. 
Es ist nicht die Gewalt, oder der Nahrungsentzug den man fürchten 
muss. Eher schon die Entmündigung, der psychische Druck und 
die Demütigungen, die man in Haft über sich ergehen lassen muss. 
Jeglicher Selbstbestimmung ist man beraubt, kurz, ein Zustand des 
völligen ausgeliefert sein. 

Jede Hoffnung liegt beim Anwalt, auf die „Gerechtigkeit“ dieses 
Rechtsstaates. Aufgrund von Fakten, aufgrund der Hierarchien in- 
nerhalb der Justiz, der Gerichtsordnung, ist diese Hoffnung Selbst- 
betrug. 

Wenn man bedenkt, dass Freisprüche auf 3% reduziert sind, Schät- 
zungen zufolge jedes vierte Urteil als Fehlurteil beanstandet wer- 
den müssen, ca. 10% der Häftlinge schuldlos eingesperrt werden, 
muss gesagt werden: Einmal in die Maschinerie hinein geraten, 
besteht kaum Hoffnung auf ein gerechtes Urteil. Warum ist das so? 
Erst einmal leben wir in einem marktorientieren kapitalistischen 


Gesellschaftssystem. Dazu in einer repräsentativen Demokratie! 
Das Recht ist rechts ausgelegt, d.h. die herrschenden Verhältnisse 
müssen geschützt werden - was im Kapitalismus dazu führt, wer 
Geld hat ist vor dem Recht besser gestellt. In einer repräsentativen 
Demokratie, wo die „einfache“ Bevölkerung, auf die Verabschie- 
dung von Gesetzen keinen Einfluss hat ist es ein Automatismus, 
dass das Recht, die Gesetzsprechung „für“ die Herrschenden und 
nicht für die „Beherrschten“ ist. Wieder für die, die besitzen. Denn 
es ist die Oberschicht, welche über die Gesetzgebung und Gesetz- 
sprechung herrscht. 


Der Staatsanwalt muss sich vor dem Oberstaatsanwalt, dieser vor 
dem leitenden Staatsanwalt usw. rechtfertigen. In einem System, 
wo eine „Krähe“ über die andere wacht, wird natürlich so wenig als 
möglich gekratzt. Von unten nach oben schon gar nicht. Es bedarf 
menschliche Größe, sich einen Fehler einzugestehen. Das wird 
auch nicht erwartet, gewollt ist es schon gar nicht. Auch unter den 
Richtern herrscht ein gewisser Korps-Geist. 

Ein Fehlurteil wird ungern aufgehoben, da es sich ja um einen „Kol- 
legen“ handelt. Die Richterschaft muss sich vor niemanden recht- 
fertigen und eine unabhängige Kontrollinstanz gibt es nicht. Das ist 
ein Freischein für die Richter. Alles unter dem Deckmantel der „Un- 
abhängigkeit der Justiz“. Der Staatsanwalt, dem Oberstaatsanwalt, 
dem leitenden Staatsanwalt, irgendwann sind wir beim Justizminis- 
terium. Ein Richter muss eine zeitlang bei der Staatsanwaltschaft 
„gedient“ haben, also können wir ebenfalls von einer kollegialen 
Beziehung zwischen Richter und Staatsanwälte ausgehen. Und 
darüber steht das Justizministerium. 

Das da eher von einer Abhängigkeit der Justiz, eventuell sogar von 
einem Fils (?) auszugehen ist, liegt auf der Hand. Nach einer Wahl 
wird das Justizministerium von den Regierenden besetzt. 

Der Zeitgeist und die Medien wirken mit ein, natürlich auch Inter- 
essen, welche in einer kapitalistischen Gesellschaftsordnung ganz 
klar vorhanden sind. An Gefängnissen kann man viel Geld verdie- 
nen (In den USA geht es soweit, dass die privatwirtschaftliche Ge- 
fängnislobby, bei der Gesetzerlassung direkten Einfluss ausübt und 
ausgeübt hat. Bei manchen Gerichten/Richtern, geht so mancher 
„privater“ Gefängnisleiter ein und aus, um Einfluss auf Urteile aus- 
zuüben. Leere Knäste lohnen nicht.) 


Das Interesse an deutschen Gefängnissen, seitens der Privatwirt- 
schaft ist groß. Fernsehverleih, Sicherheitsdienstleistung, Phar- 
maindustrie, die Lebensmittelindustrie alle wären oder sind gerne 
Kunden. Jede Firma hat Interesse an öffentlichen Geldern. Und der 
Gefangene wird zum „Kunden“, Ein Beispiel ist die JVA Stamm- 
heim. Eine Privatfirma stellt TV-Geräte zur Verfügung, jeder Häft- 
ling muss 15€ Miete bezahlen. Sitzt er in einer Ein-Mann Zelle, 15€. 
Sitzen vier Menschen zusammen auf einer Zelle, muss auch jeder 
15€ bezahlen. Es sind veraltete Geräte, bei minimaler Qualität. 
Stammheim verfügt über 800 Plätze. Da kommt im Monat einiges 
zusammen. Aber nur wenn er voll ist. 


(Es geht ein Gerücht rum, wonach Quoten eingehalten werden sol- 
len, die angesichts des demographischen Wandels eine gewisse 
Brisanz enthält. Junge Menschen sind /werden häufiger straffällig. 
Aber auch so, wäre eine Quote der Verantwortung nicht angemes- 
sen.) 


Viele Richter haben Nebeneinkünfte, in Aufsichtsräten, als Gesell- 
schafter bei Versicherungen, Banken etc. Es würde kaum wun- 
dern, wenn manche Richter von gefängnisnahen Industrien ihre 
Nebeneinkünfte beziehen. Auf jeden Fall kann dann nicht mehr von 
einer „Unabhängigkeit der Justiz/der Richterschaft ausgegangen 
werden. 

Die Unantastbarkeit der Richterschaft, das Fehlen jeglicher Kont- 
roll- oder Rechenschaftsinstanz, führt zu einem anderen Problem. 
Ob ein Laie erkennt ob sein Anwalt, der zuständige Staatsanwalt, 
sein Richter, die Arbeit gut macht, liegt freilich am Eigeninteresse, 
inwiefern er sich vorher schon für solche Vorgänge interessiert hat. 
Aber auch seine Bildung spielt eine Rolle. Wo wir plötzlich beim 
Thema „Klassengesellschaft“ angekommen sind. 


geFfangenenbriefe 
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In einer kapitalistischen Klassengesellschaft, spielt die Herkunft, 
das Milieu, in dem er aufgewachsen ist und natürlich der Geldbeutel 
bzw. der Status innerhalb der Gesellschaft eine große Rolle. (Die 
Zumwinkels und Kohls, sowie viele Manager haben kaum was zu 
befürchten.) Aufgrund der offensichtlichen Sympathien, die die Ju- 
risdikation gegenüber Reichen und Rechten hegt, die Ermittlungen 
gegen solche Personen führt, zeigt das die politische Einstellung, 
vor Gericht auch eine wesentliche Rolle spielt. 


» Schreibt den Gefangenen! 


Ronald H. 

über: Netzwerk, c/o Infoladen Stuttgart-Ost 
Wagenburgstr. 77, 70184 Stuttgart 

oder per Mail über: stuttgart@political-prisoners.net 
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Brief von Deniz K. vom 18.01.2013 


Im Dezember bekam ich von der Gefängnisleite- 
rin der JVA Nürnberg das Angebot über die Fei- 
ertage in ein Gefängnis der Nähe meines Wohn- 
orts verlegt zu werden, damit meine Familie mich 
öfters besuchen kann. Ich unterschrieb den ent- 
sprechenden Antrag und freute mich über das nette Entgegenkommen. 
Immerhin lagen mein Geburtstag, Weihnachten und Silvester in dieser 
Zeitspanne. Ich glaubte zu dem Zeitpunkt noch an die Gutmütigkeit der 
„Chefin“ (wie sie hier von den Beamten genannt wird) obwohl sie mir 
dieses Angebot nicht persönlich übermittelte (viele Menschen neigen ja 
dazu, wenn sie anderen eine Gefälligkeit tun im Austausch zumindest 
deren Dankbarkeit entgegen zu nehmen und auf Bescheiden tun — ge- 
nau so hatte ich sie eigentlich eingeschätzt). Von 2 Beamten erfuhr 
ich beim Smalltalk in den nächsten Tagen, dass es zum ersten Mal 
vorkam, dass die Gefängnisleiterin einem Gefangenen so eine Gele- 
genheit gab. Ab diesem Moment kamen in mir die ersten Zweifel auf. 
Ich wusste, dass an Silvester wahrscheinlich eine Demo vor der JVA 
stattfinden würde. 


An einem Montag Nachmittag gings dann endlich los. In der Kammer 
wo ich für die Fahrt meine persönliche Kleidung bekam fragte ein Be- 
amter mich, ob es die „Chefin“ war, die meine Besuchszusammenfüh- 
rung organisiert hätte. Ich bejahte. Während ich mich umzog lief er 
rüber zu nem anderen seiner Sorte und erzählte im Flüsterton: „Habs 
dir doch gesagt, war die Chefin“. Die Verwunderung dieser Typen ver- 
stärkten meinen Verdacht. In der JVA Heimsheim war dann ersteinmal 
Endstation für diesen Tag. Ich schrieb meine Vermutung in einem Brief 
auf. Sehr komisch war auch, dass man mich nicht in Stammheim unter- 
brachte wo wir doch schon vorbeigefahren waren und das die näheste 
JVA zu meinem Wohnort (Esslingen) ist. Ich schrieb auf, dass sie (die 
„Chefin“), falls sie meine Naivität ausgenutzt hätte sich wünschen wür- 
de sie hätte es lieber nicht getan. 

Als ich zwei Tage später in Schwäbisch Hall ankam wurden meine Sa- 
chen erstmal gut durchsucht. Bei dieser Durchsuchung „verschwand“ 
dieser Brief. Zweieinhalb Wochen später wurde ich zum Gefängnis- 
leiter der JVA Schwäbisch Hall gerufen. Er stelle sich und die Frau 
neben ihm (die zukünftige „Chefin“ von Schwäbisch Hall), die mich sehr 
ernst und böse anschaute, vor. In seiner Hand hielt er den Brief, der in 
einer Beweissicherungstüte war. So wichtig war dieses Stück Papier 
anscheinend. Es war echt nur ein Stück Papier, denn ich hatte auf die 
Reste meines Brotpapiers geschrieben, weil ich an dem Tag nichts an- 
deres da hatte :-). Er las den Brief vor, sagte dass Konflikte keine Lö- 
sung seien und fragte ob ich der Anstaltsleiterin von Nürnberg drohen 
würde. Ich verneinte. Dann durfte ich gehen. Das alles dauerte nur 1 
Minute. Ich bin mir sicher, dass die „Chefin“ Nürnbergs das Brotpapier 
mittlerweile bekommen hat :-) und weiß was ich vermutet habe. 


Natürlich reicht eine Vermutung allein für mich nicht aus, um einen 
Menschen etwas vorzuwerfen. Das wäre ungerecht und bis ich in Nürn- 
berg war wusste ich nicht, ob sie die Gute oder Böse ist. Nun weiß ich 
es eindeutig. Vor ein paar Tagen kam ein Beamter zu mir (nicht alle 
sind Schweine) und erzählte mir, dass man mich nur nach Schwäbisch 
Hall schickte, um eine Demo vor dem Knast zu vermeiden. Deshalb 
durfte ich auch nicht nach Stammheim. Dort gibt's nämlich jährlich eine 
Demo, die durch meinen Aufenthalt dort, womöglich nochmal an Zulauf 
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gewohnnen hätte. So denken sie jedenfalls: wo es keinen politischen 
Gefangenen gibt, gibt's auch keine Demo. 


Dies alles dient dazu die Solidarität zwischen den Gefangenen und 
den Genossen draußen zu brechen. Doch mit Stolz kann ich bericht, 
dass die Menschen die für die Freiheit kämpfen keine Grenzen ken- 
nen; auch in Schwäbisch Hall standen sie mehrmals vor den Mauern 
und haben Parolen geschrien. Egal was passiert: der Kampf geht wei- 
ter bis wir die Welt und die Menschheit befreit haben. Dass wir dabei 
gegen ein mächtiges System kämpfen ist klar und desto mehr man sich 
dagegn auflehnt, desto stärker wird man von Repression betroffen. Sie 
dient dazu uns zu brechen. Uns zu Marionetten zu machen, die nur ja 
sagen und nicken. 

Ich sage nein! 


L..] 


Freiheit für alle politischen Gefangenen! 
Für den Kommunismus! 


Deno 


» Schreibt den Gefangenen! 


Deniz K. über: 

Solikomitee „Freiheit für Deniz“ 
c/o Archiv Metropoletan 
Eberhardshofstr. 11 

90429 Nürnberg 


oder per Mail über: stuttgart@political-prisoners.net 


Jon Markel Ormazabal Gaztanaga 
ist frei! 


Nach über 6 Jahren wurde der baskische Gefangene Jon Mar- 
kel Ormazabal Gaztahaga am 12. oder am 14. Januar nach über 
RE ICTHETERe HE GERISSEN 


Auch er hat das Gefangenen Info erhalten und hat sich jetzt mit 
einem kurzen Text und einer Karte bei uns bedankt. 


„Niemand versteht, dass das, was niemandem gehört, allen ge- 
atela@ tigt Kel-1nTe/gc-To wide 


Das Unsere ist, was wir teilen, nicht was wir zerteilen. 

Das Unsere ist unseres, es ist nicht zum Teil meines, zum Teil 
deines, zum Teil seines; das Unsere ist eine Ganzheit, verstehst 
[o [013 

| 

Das Unsere: der Lärm, die Erde und die Straße, die Kunst und 
der Zweig, die Luft, das Lachen, die Geschichte und die Wahl, 
ERBWSERT-IgElsleRell-Kejelg-Teist-H 

Das Unsere ist, was sie uns niemals rauben können.“ [Willis Dru- 
[natoJate mg or= 1 Tel sT-Werz1lel] 


Aus den Knästen der Herrschenden an das Gefangenen Info, 
vom Baskenland in die Welt. 
Es lebe der Befreiungskampf der Völker! Es lebe der Kampf 
um das Kollektive! 

Ocana, 9.12.2012 


Gefangenenadressen: 


Ali Ihsan Kitay 
Untersuchungshaftanstalt Holsten- 
glacis Hamburg 

über: Ermittlungsrichter am Bun- 
desgerichtshof 

Prof Dr. Sander 

Bundesgerichtshof 

Herrenstraße 45 a 

D-76133 Karlsruhe 


Cengiz Oban 

JVA Bielefeld-Brackwede 
Umlostraße 100 

33649 Bielefeld 
www.no129.info 


Deniz K. über: 

Solikomitee „Freiheit für Deniz‘ 
c/o Archiv Metropoletan 
Eberhardshofstr. 11 

90429 Nürnberg 


Faruk Ereren 

JVA Düsseldorf 
Oberhausener Str. 30 
40472 Düsseldorf 
www.no129.info 


Gülaferit Unsal 

JVA für Frauen 

Alfredstr. 11 

10365 Berlin - Lichtenberg 
www.no129.info 


Jose Fernandenz Delgado 
JVA Rheinbach 

Aachener Str. 47 

53359 Rheinbach 


Nurhan Erdem 
JVA Köln 
Rochusstraße 350 
50827 Köln 
www.no129.info 


Sadi Özpolat 
JVA Bochum 
Krümmede 3 
44791 Bochum 
www.no129.info 


Sonja Suder 

JVA Frankfurt Ill 

Obere Kreuzäckerstr. 4 
60435 Frankfurt am Main 
www.verdammtlangquer.org 


Thomas Meyer-Falk 

JVA Bruchsal, Z. 3117 
Schönbornstraße 32 

76646 Bruchsal 
www.freedom-for-thomas.de 


Tommy Tank 
JVA Dresden 
Hammerweg 30 
01127 Dresden 


TERMINE ZUM 18. MÄRZ 


EN uasTeiäN 


STUTTGART: 

Veranstaltung Zu den.Verfahren 
wegen versuchten Totschlags 
Samstag, 23.Februar, 19. Uhr 
Ort wird.noch bekanntgegeben 


Veranstaltung zu den 88129 und 
Organisierungsdelikten 


Samstag, 09. März, 19 Uhr 
Tohum Verein 
Nordbahnhofstr. 61 


Gefangenenschreibabend mit 
Smily zu seinen Knasterfahrungen 
Samstag, 16. März, 17 Uhr 
Infoladen Stuttgart-Ost 
Wagenburgstr. 77 


HAMBURG: 

Ausstellung & Veranstaltungen: 
Kultur und Widerstand seit 1967 
bis heute 

Samstag, 16. - Sonntag 24. März 
Centro,Sociale 

Sternstr. 2 


WUPPERTAL 

Veranstaltung zur Hausbesetzung 
der Ekhofstraße 

Mittwoch, 13. März, 19 Uhr 
Autonomes Zentrum 
Markomannenstr. 3 


Eine kurze Einführung in die Ge- 
schichte der RAF 
Donnerstag,;14. März, 19 Uhr 
Autonomes Zentrum 
Markomannenstr..3 


Kultur und Wider- 
stand seit 1967 
bis heute 


In der Ausstellung werden politische 
Plakate, und politische Inhalte in Form 
von Aquarellen, Acrylarbeiten, Kari- 
katuren und Paolo Neris Mosaike A3 
Ausdrucke transportiert, ausgestellt, 
und versteigert. 


Die Ausstellungseröffnung ist am Sa. 
16.3.13 , um 19h, im Centro Sociale, 
Sternstr. 2, in Hamburg. 


Sie endet am So. 24.3.und wird dann 
weiterreisen nach Berlin, Stuttgart und 
Magdeburg. 


Die Ausstellung in Hamburg ist vom 
17.3.- 24.3. immer, ab 15h geöffnet. 


So. 17.3., 16 Uhr: Widerstand von 
Frauengruppen 


Mo. 18.3., 19 Uhr: Buchvorstellung 
und Lesung“ Eine kurze Einführung 
in die Geschichte der RAF“, Zusätz- 
lich gibt es Infos zu Sigurd Debus, der 
1981 in einem Hungerstreik starb. 


Di. 19.3., 19 Uhr: Gentrifizierung und 
Widerstand, Gefahrengebiete, Platz- 
verweise , Öffentlicher Raum. 

Trotz Repression -— Wir machen Wei- 
ter ! 


Fr. 22.3., 19 Uhr Premiere nicht kom- 
merzieller Anti-AKW-Film „Unser ge- 
meinsamer Widerstand“ Anschließend 
Diskussion 


Sa. 23.3., 18h Geschichte und Erfah- 
rungen der Häuserkampfbewegung. 
Gestern bis Heute 


So. 24.3., 15h _Internationalismus 
gestern und heute Karawane, Verstei- 
gerung, Lesungen von Aktivisten, mu- 
sikalischer Ausklang. Ende der Aus- 
stellung in Hamburg. 


radio flora ((. 


annovers wep-raaıa 
„Wieviel sind hintern Gittern, die wir 
draußen brauchen!“ 

Politische Gefangene - 

Sendung zu Repression und Widerstand 
Freundeskreis Lokal-Radio e.V. 

Zur Bettfederfabrik 3, 30451 Hannover 


Jeden ersten Dienstag im Monat von 18 bis 
19 Uhr. 

Zu empfangen per Livestream über: 
www.radioflora.de 


gelangenen info nr 374 » Februar rAl3 » seite 13 


Linke Politik verteidigen! 


5 Finger sind ne Faust! 


Antirepressionsdemo 
Samstag, 23. März 2013 / 14 Uhr 
Magdeburg | HBF 


Vernetzungskongress, Kontakt über: kontakt@political-prisoners.net 


Netzwerk Freiheit für alle politischen Gefangenen 
WWW.political-prisoners.net N e& us rk 


